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Stand: Entwurf; Mai 2023   

254. FNP-Änderung 
Stand: Vorentwurf 
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

B-Plan Nr. III/O 14: Städtebauliche Rahmenplanung/Grobkonzept Variante 1  
Stand: Vorentwurf 
 

 

Maßstab i. O. 1:1.500, hier verkleinert 

Quellenvermerk: Land NRW (2019) / Amt für Geoinformation und Kataster   
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

B-Plan Nr. III/O 14: Städtebauliche Rahmenplanung/Grobkonzept Variante 2  
Stand: Vorentwurf 
 

 

Maßstab i. O. 1:1.500, hier verkleinert 

Quellenvermerk: Land NRW (2019) / Amt für Geoinformation und Kataster 
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Städtebauliche Rahmenplanung / Legende: 
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

1. Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit  
gemäß § 3 (1) BauGB  
zu den Vorentwürfen der 254. FNP-Änderung und des Bebauungsplans Nr. III/O 14 

  

Am 12.11.2019 hatte die Öffentlichkeit im Rahmen eines Unterrichtungs- und Erörterungs-
termins in der Aula der Ernst-Hansen-Schule die Gelegenheit, sich über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen zu informieren 
und Fragen zu den Planungen zu stellen. Der Vermerk über den Unterrichtungs- und Erörte-
rungstermin ist nachfolgend beigefügt (siehe S. A - 24 ff.). Zusätzlich konnten die Unter-
lagen über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planungen in der Zeit vom 04.11.2019 bis 
einschließlich dem 22.11.2019 in der Bauberatung des Bauamts der Stadt Bielefeld, im 
Bezirksamt Heepen sowie im Internet eingesehen werden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind zu den allgemeinen Zielen 
und Zwecken der Planung Äußerungen vorgebracht worden. Die im Rahmen des Unterrich-
tungs- und Erörterungstermins gestellten Fragen konnten teilweise bereits im Rahmen der 
Veranstaltung beantwortet werden. Zu einzelnen Fragestellungen lagen zum Stand Vorent-
wurf noch keine hinreichenden Kenntnisse vor, so dass eine Prüfung im Zuge des weiteren 
Verfahrens zugesichert wurde – hierzu wird auf die nachfolgenden Erläuterungen sowie die 
ausführliche Darlegung zum Umgang mit den jeweiligen Aspekten im Rahmen der vorliegen-
den Bauleitplanung in der Begründung verwiesen.  
Es liegen darüber hinaus 5 schriftliche Stellungnahmen vor. Die vorgetragenen Anregungen, 
Hinweise etc. der ergänzend eingegangenen Stellungnahmen beziehen sich ausschließlich 
auf den Bebauungsplan Nr. III/O 14, die 254. Änderung des Flächennutzungsplans wird von 
diesen Stellungnahmen nicht berührt. 
 
Im Folgenden sind die planungsrelevanten Äußerungen und Stellungnahmen aus der Öffent-
lichkeit einschließlich der noch zu prüfenden Fragestellungen aus dem Unterrichtungs- und 
Erörterungstermin zusammengefasst mit der jeweiligen Stellungnahme der Verwaltung dar-
gestellt. 
 

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

1 zum Vermerk 

über den Unter-

richtungs- und 

Erörterungstermin 

am 12.11.2019 

Fragenstellungen etc. im Zusammenhang 

mit der verkehrlichen Erschließung des 

Wohngebiets: 

 

- Verzicht auf eine Anbindung des Plange-

biets an die Hillegosser Straße 

 

 

 

 

 

Unter Berücksichtigung bestehender 

Anschlussmöglichkeiten an das 

öffentliche Verkehrsnetz ist eine Kfz-

Erschließung in Richtung Süden aus-

geschlossen, die Ableitung der Ver-

kehre aus dem neuen Wohngebiet in 

Richtung Norden ist somit alternativ-

los. Gegen die Umsetzung eines zu-

sätzlichen Anschlusspunkts sprechen 

in diesem Zusammenhang jedoch 

zahlreiche städtebauliche, natur-

schutzfachliche und verkehrliche 

Gründe. Zu nennen sind insbesonde-

re die angestrebte Einbindung der 

erhaltenswerten baulichen Strukturen 

im Bereich der Hofstelle, der Erhalt 

der schützenswerten Gehölz- und 

Gewässerbereiche sowie eine mög-

lichst flächenschonende und effektive 

Nutzung vorhandener Erschließungs-
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

anlagen. Grundsätzlich ist die Hille-

gosser Straße nach Aussage des 

eingebundenen Verkehrsgutachter-

büros unter Berücksichtigung der 

ermittelten Neuverkehre sowie auch 

mit Blick auf ihre frühere Funktion als 

Kreisstraße grundsätzlich für die Auf-

nahme der erzeugten Wohngebiets-

verkehre gut geeignet. Laut Ver-

kehrsgutachten liegen die prognosti-

zierten Verkehrsstärken auch nach 

Umsetzung des gesamten Wohnge-

biets auf allen Straßen in einer Grö-

ßenordnung, die typischen Wohnwe-

gen bzw. Wohnstraßen entsprechen, 

so dass die durch das neue Wohnge-

biet entstehenden Belastungen inso-

fern als umfeldverträglich zu werten 

sind. An der geplanten Anbindung 

des Plangebiets an die Hillegosser 

Straße soll aus den hierfür sprechen-

den Gründen insofern festgehalten 

werden. Für eine Verbesserung des 

Verkehrsabflusses wird im Zuge der 

Plangebietserschließung der An-

schluss der Hillegosser Straße an 

Oldentruper Straße/Bechterdisser 

Straße zu einem Kreisverkehr umge-

baut. 

Das zum Entwurf konkretisierte 

Erschließungskonzept sieht für eine 

geordnete Anbindung der künftigen 

Wohngebietsverkehre an die äuße-

ren Erschließungsanlagen gebiets-

intern eine zentrale Erschließungs-

achse parallel zur Hillegosser Straße 

in Nord-Süd-Richtung vor, die über 

mehrere Erschließungsstraßen von 

der Hillegosser Straße aus erreicht 

werden kann. Insgesamt entsteht so 

eine größere Ringstruktur, die eine 

Verteilung der Anschlusspunkte und 

damit eine besondere Belastung 

durch Erschließungsverkehre von nur 

einzelnen wenigen Altanliegern ver-

meidet. 

  - Unterbinden von Durchfahrtmöglichkeiten 

der Straße Krähenwinkel für den MIV 

Die verkehrlichen Auswirkungen der 

Wohngebietsentwicklung auf die 

Straße Krähenwinkel sind sowohl im 

Rahmen der vorliegenden Bauleit-

planung als auch in der BV Heepen 

intensiv geprüft und erörtert worden. 

Im Zuge der Konkretisierung der Er-

schließungskonzeption ist von einer 

direkten Kfz-Anbindung durch Ausge-

staltung eines kleinen Kreisverkehrs 
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

in Höhe der Straße Krähenwinkel 

Abstand genommen worden, um ent-

sprechende Anreize zu minimieren. 

Auch ein einbezogenes Verkehrsgut-

achterbüro sieht im Ergebnis der 

fachlichen Untersuchungen aufgrund 

fehlender zeitlicher Vorteile und der 

vergleichsweise weniger attraktiven 

Verkehrsführung durch das Wohnge-

biet August-Fuhrmann-Straße keine 

besondere Problematik.  

Hiervon unbenommen sollen im Er-

gebnis der politischen Beratungen 

weitergehende Maßnahmen zur Ver-

meidung von Schleichverkehren um-

gesetzt werden. Favorisiert wird im 

Ergebnis einer Variantenprüfung die 

Umsetzung einer sog. „unechten Ein-

bahnstraße“ im Einmündungsbereich 

der Straße Krähenwinkel auf die Hil-

legosser Straße mit Baubeginn (s. 

Drucksachen-Nr. 5366/2020-2025). 

Entsprechende Detailfragen werden 

parallel zum Bebauungsplanverfah-

ren weitergehend erörtert. Im Bebau-

ungsplan selbst können diesbezüg-

lich keine weitergehenden Regelun-

gen getroffen werden.  

Eine Mehrbelastung der Straße Krä-

henwinkel infolge der vorliegenden 

Bauleitplanung kann im Ergebnis 

ausgeschlossen werden. 

  - Umsetzung eines beidseitigen Fußwegs 

entlang der Hillegosser Straße und Erhalt 

von dort bestehenden Straßenbäumen 

 

Im Zuge der Wohngebietsentwick-

lung wird entlang der Hillegosser 

Straße plangebietsseitig eine Ver-

breiterung der Verkehrsfläche für die 

Anlage eines 2,50 m breiten Geh-

wegs berücksichtigt. Künftig werden 

somit beidseitig der Hillegosser Stra-

ße Gehwege geführt, die im Norden 

im Bereich des künftigen Kreisver-

kehrs fortgesetzt werden. Ein Erhalt 

aller im Bereich des dafür in An-

spruch zu nehmenden Straßensei-

tengrabens vorhandenen Bäume ist 

aufgrund dessen voraussichtlich nicht 

möglich. Der verkehrssicheren Füh-

rung der Fußgänger muss hier je-

doch Vorrang eingeräumt werden. 

Eingriffe in die erhaltenswerten Ge-

hölzbestände im Norden sollen je-

doch weitgehend vermieden werden. 

Darüber hinaus werden umfangrei-

che Baum-Neupflanzungen u. a. ent-

lang der gebietserschließenden Stra-

ßen vorgegeben.  
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

  - Berücksichtigung hinreichender Stellplatz-

möglichkeiten in der Erschließungskon-

zeption 

Die für das neue Baugebiet benötig-

ten Stellplätze sind im Rahmen der 

Planung berücksichtigt worden. Das 

Konzept ist so ausgestaltet, dass 

Parkverkehre innerhalb des Gebiets 

stattfinden und die Hillegosser Straße 

nicht zusätzlich belastet wird. In 

Bereichen mit Mehrfamilienhäusern 

werden entsprechende Flächen auf 

den privaten Grundstücken verortet 

bzw. entlang der inneren Erschlie-

ßungsstraßen vorgehalten. Darüber 

hinaus werden gebietsintern weitere 

Stellplatzflächen im öffentlichen 

Raum vorgehalten. Im Bereich der 

Ein-/Zweifamilienhäuser sind notwen-

dige Stellplätze auf den Grundstü-

cken selbst nachzuweisen. 

  - Betroffenheit der Altanlieger von Ausbau-

kosten für die Hillegosser Straße 

Alle im Zusammenhang mit dem 

neuen Baugebiet notwendigen Arbei-

ten an der Hillegosser Straße (dar-

unter fallen Baumaßnahmen auf der 

Straßenseite dieses neuen Bauge-

biets sowie ggf. die Sanierung der 

durch Baufahrzeuge entstehenden 

Straßenschäden) werden durch den 

Erschließungsträger übernommen 

und nicht den Altanliegern in Rech-

nung gestellt. 

  Fragenstellung im Zusammenhang mit 

Fledermausvorkommen 

Im Zuge des Verfahrens sind um-

fangreiche artenschutzfachliche Un-

tersuchungen durchgeführt worden. 

Mit Blick auf das Vorkommen von 

Fledermäusen besitzt die Zwergfle-

dermaus eine besondere Relevanz 

für die vorliegende Planung. Im Rah-

men der artenschutzfachlichen Kar-

tierungen wurde ein Zwergfleder-

maus-Quartier im Bereich der Hof-

stelle Obermeyer nachgewiesen. Zu-

dem ist von mindestens zwei Balz-

quartieren im Plangebiet auszuge-

hen. Nach den Bewertungen im 

Artenschutzfachbeitrag werden zur 

Vermeidung artenschutzrechtlicher 

Konflikte vorgezogene Vermeidungs-

maßnahmen (hier Schaffung von 

Ersatzquartieren) erforderlich. Zudem 

sind Abbruch- und Rodungsmaßnah-

men auf Zeiträume außerhalb der Ak-

tivitätszeiten der Fledermäuse be-

grenzt und durch eine fachkundige 

Person zu begleiten. Im Bebauungs-

plan-Entwurf werden entsprechende 

Regelungen berücksichtigt. 
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

Ein sachgerechter Umgang mit den 

im Plangebiet vorkommenden Fleder-

mäusen kann sichergestellt werden. 

  Fragenstellung im Zusammenhang mit der 

Erstellung des Schallgutachtens 

(Einbeziehung des Verkehrslärms von der 

A 2 in die Berechnungen)  

In die schalltechnischen Berechnun-

gen zum Verkehrslärm sind alle rele-

vanten Schallquellen eingeflossen. 

Eine Einbeziehung der A 2 ist nach 

Rücksprache mit dem Gutachterbüro 

insbesondere aufgrund der gegebe-

nen Entfernung nicht erforderlich. 

  Fragenstellung im Zusammenhang mit der 

Funktion des Plangebiets als Kaltluft-

schneise 

Die für die Wohngebietsentwicklung 

in Anspruch genommenen Freiflä-

chen weisen aufgrund ihrer Lage und 

Nutzung heute grundsätzlich eine 

gewisse klimatische Ausgleichsfunk-

tion durch Frisch-/Kaltluftproduktion 

auf. Bodennahe Kalt-/Frischluft wird 

i. W. in Richtung des Oldentruper 

Bachs und dort entlang weiter in 

Richtung Norden geführt, es werden 

aber keine Flächen mit einer beson-

ders hohen Kaltluftproduktivität bean-

sprucht.  

In Anbetracht des Verlusts von ver-

gleichsweise geringer wirksamen 

Freiflächen, des Erhalts der bachbe-

gleitenden Strukturen und einbezoge-

nen Waldflächen sowie des geplan-

ten offenen und durch die Neuanlage 

randlicher Grün-/Freiflächen gepräg-

ten Übergangs der Wohnbebauung in 

Richtung des verbleibenden Frei-

raums ist in der Gesamtbetrachtung 

zu erwarten, dass sich die Planung 

nicht wesentlich auf das gesamt-

städtische Klima oder die vorhande-

nen Nachbarschaften auswirken wird. 

Die Kaltluftzufuhr von den den künfti-

gen östlichen Siedlungsrand beglei-

tenden Grün- und Freiflächen in die 

Kaltluftabflussbahn des Bachtals 

kann aufrechterhalten werden. 

Wichtige, über die lokale Situation 

hinausreichende klimatische Aus-

gleichsfunktionen sind nicht betrof-

fen. Darüber hinaus sind die auf 

Grundlage der vorliegenden Planung 

zu erwartenden offenen Baustruktu-

ren für eine Durchlüftung des Plan-

gebiets durch den bodennahen Luft-

austausch mit Kaltluft aus Richtung 

des Oldentruper Bachtals vorteilhaft. 

Positive kleinklimatische Effekte be-

wirken zudem die getroffenen Rege-

lungen zum Erhalt und zur Ergän-
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

zung vorhandener Grünstrukturen 

sowie die Anlage einer naturnahen 

Regenrückhaltefläche.  

2 Stellungnahme 

von Bauinteres-

senten, 

Schreiben vom 

22.11.2019 

 

Es wird angeregt, die Erschließung des 

Grundstücks gegenüber des Hauses Hille-

gosser Str. 229 über den eigenen alten 

Erschließungs-Weg umzusetzen, wie sie seit 

der Entstehung im 18. Jahrhundert erfolgt. 

Auch wenn kein Wegerecht im Grundbuch 

eingetragen ist, würde ein Gewohnheitsrecht 

bestehen. Die im Rahmenplan vorgesehene 

Erschließung wäre damit nicht mehr nötig. 

 

Unter Einbeziehung einer Architektin wurde 

eine mögliche Bebauung mit Reihenhäusern 

entwickelt, die eine Erschließung über den 

alten Weg ermöglicht. Die Reihenhäuser sol-

len über eine Tiefgarage verfügen, um die 

entsprechenden Stellplätze mit Wall Boxes 

zu ermöglichen. Die technische Planung soll 

ein möglichst klimaneutrales Wohnen er-

möglichen (Wohnen 4.0, Stichworte Photo-

voltaik- und Solarthermie-Anlagen, zentraler 

Pufferspeicher und zentrale Vernetzung). 

 

 
 

Flächenverfügbarkeiten und Bebau-

ungsmöglichkeiten im südlichen Be-

reich des Plangebiets sind zwischen 

Grundstückseigentümern und BBVG 

im Zuge der Entwurfserarbeitung wei-

tergehend abgestimmt worden. Die 

von der Stellungnahme nunmehr ab-

weichende Konzeptlösung ist im 

Planentwurf entsprechend berück-

sichtigt.  

 

3 Stellungnahme, 

Schreiben vom 

14.11.2019 

Es wird mitgeteilt, dass die Hillegosser Stra-

ße im Bereich Amerkamp auf der östlichen 

Seite um Rad-/Gehwege erweitert bzw. er-

gänzt werden muss. Hier ist den Anliegern 

auf der westlichen Seite eine Kostenbeteili-

gung nicht zuzumuten, die Straße würde ins-

besondere bisher keinerlei Schäden aufwei-

sen und eine Erweiterung ausschließlich 

eine notwendige Folge des Vorhabens ist. 

Für die Erweiterung der Verkehrsan-

lagen entlang der Hillegosser Straße 

durch einen straßenbegleitenden 

Gehweg werden keine Flächen der 

Altanlieger beansprucht. Des Weite-

ren werden alle im Zusammenhang 

mit dem neuen Baugebiet notwendi-

gen Arbeiten an der Hillegosser Stra-

ße (darunter fallen Baumaßnahmen 

auf der Straßenseite dieses neuen 

Baugebiets sowie ggf. die Sanierung 

der durch Baufahrzeuge entstehen-

den Straßenschäden) durch den Er-
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

schließungsträger übernommen und 

nicht den Altanliegern in Rechnung 

gestellt.  

  Bei der geplanten Geschosshöhe sollte das 

nachbarschaftliche Umfeld Vorbild sein und 

berücksichtigt werden. 

Eine ausschließliche Fortführung der 

umliegend kleinteiliger umgesetzten 

Ein-, Zwei- und Mehrfamilienhaus-

strukturen ist mit Blick auf die Be-

darfslage und auf die Bestrebungen 

einer möglichst flächensparenden 

Neuinanspruchnahme von bislang 

unbebauten Flächen weder zielfüh-

rend noch aus städtebaulichen und 

ressourcenschonenden Überlegun-

gen heraus angemessen. Angesichts 

des erheblichen Wohnraumbedarfs 

soll ein eigenständiges und attrakti-

ves Wohngebiet mit modernen Bau-

formen, gegliedert in überschaubare 

Teilquartiere und vernetzt mit vielfälti-

gen Grünstrukturen und Freizeitange-

boten entwickelt werden. Die hierauf 

abgestellte Plankonzeption orientiert 

sich mit Blick auf die Höhenentwick-

lung vorrangig an der Freiraumstruk-

tur. Entlang der zentralen Erschlie-

ßungsachse innerhalb des Gebiets 

werden mehrheitlich 3½-geschossige 

Gebäude vorgesehen. Als zentraler 

Akzent wird am Quartiersplatz ein 

Gebäude mit 6 Geschossen vorge-

schlagen. Entlang der westlichen und 

östlichen Schnittstellen nimmt die 

Höhenentwicklung auf grundsätzlich 

2½-Geschosse bzw. 2 Geschosse 

ab. Damit wird der bestehenden 

Nachbarschaft entlang der Hillegos-

ser Straße und dem angrenzenden 

Freiraum Rechnung getragen. Ange-

sichts des anhaltend hohen Wohn-

raumbedarfs und im Sinne einer flä-

chensparenden Siedlungsentwick-

lung werden die vorbereitete Dichte 

und Gebäudedimensionierung als 

erforderlich bewertet.  

  Für den noch zu planenden ÖPNV für das 

neue Wohngebiet kann das Beispiel Lüne-

burger Straße genutzt werden. Dort ist die 

Anbindung an die Hillegosser Straße nur für 

den ÖPNV offen. Die Zufahrt für den priva-

ten Kfz-Verkehr ist nur von der Oldentruper 

Straße aus möglich. Diese Lösung ist auch 

für den Krähenwinkel denkbar. 

Die Verkehrssituation im Bereich der 

Lüneburger Straße und des Gebiets 

Krähenwinkel/August-Fuhrmann-

Straße ist nicht vergleichbar. Gutach-

terlich nachgewiesen ist zudem, dass 

die Wahrscheinlichkeit einer übermä-

ßigen Nutzung der Straße Krähen-

winkel durch Verkehre aus dem 

neuen Wohngebiet bei der zugrunde-

liegenden Erschließungskonzeption 

gering ist. Gleichwohl konnte im Rah-
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

men der politischen Beratungen eine 

alternative Lösungsmöglichkeit 

(Stichwort unechte Einbahnstraße) 

gefunden werden. Es ist aber darauf 

hinzuweisen, dass entsprechende 

verkehrsregelnde Maßnahmen nicht 

Gegenstand der vorliegenden Bau-

leitplanung sind und entsprechende 

Detailfragen parallel zum Bebau-

ungsplanverfahren mit dem zuständi-

gen Fachamt noch weitergehend ab-

zustimmen sind.  

  Wünschenswert ist die Einrichtung eines 

dringend erforderlichen Kindergartens im 

Hof Obermeier, auch um den das Ortsbild 

prägenden Hof zu erhalten. 

Der Erhalt der Hofstelle durch Nach-

nutzung der Substanz ist wirtschaft-

lich nicht darstellbar. Das markante, 

identitätsstiftende Torhaus soll je-

doch erhalten bleiben und mit einem 

neuen Kopfgebäude zum Knoten 

Bechterdisser Straße/Hillegosser 

Straße ergänzt werden. Die festge-

setzten überbaubaren Grundstücks-

flächen sichern an der Stelle den 

baulichen Bestand und gleichzeitig 

Blickbeziehungen von der nördlich 

verlaufenden Bechterdisser Straße 

auf das Torhaus und durch das Tor 

hindurch. Ein wesentliches Element 

des Hofensembles bleibt damit für 

die Öffentlichkeit weiterhin einseh- 

und erlebbar.  

Hinsichtlich der geplanten Nutzung 

berücksichtigt die Planung in diesem 

Bereich vorrangig die Unterbringung 

für Einrichtung(en) der Kinderbetreu-

ung entsprechend der gegebenen 

Bedarfslage. Insgesamt werden so 

die Voraussetzungen geschaffen, um 

eine qualitätvolle städtebauliche Wei-

terentwicklung des historischen Hof-

ensembles zu ermöglichen. 

  Bezugnehmend auf den Unterrichtungs- und 

Erörterungstermin und die noch nicht beant-

worteten Fragen wurde eine weitere Veran-

staltung gefordert, bei der endlich konkre-

tere Informationen erwartet werden können. 

Ziel der Bürgerinformation im Rah-

men der Beteiligung gemäß § 3 (1) 

BauGB ist eine frühzeitige Einbin-

dung und Information der Öffentlich-

keit über die allgemeinen Ziele und 

Zwecke der Planung. In diesem Rah-

men sollen (analog zur frühzeitigen 

Beteiligung der Fachbehörden etc. 

gemäß § 4 (1) BauGB) grundlegende 

Anregungen, Hinweise etc. gesam-

melt und die betroffenen Belange er-

mittelt werden. Da sich die Planung 

zu diesem Zeitpunkt erst am Anfang 

des Planungsprozesses befindet, 

kann es noch keine fertige Planung 
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

und konkrete Informationen zu Detail-

fragen geben. Die vorgetragenen 

Fragen etc. sind im Zuge des Erar-

beitungsprozesses umfassend ge-

prüft und in den Abwägungsprozess 

einbezogen worden. Im Rahmen der 

gemäß § 3 (2) BauGB erfolgenden 

öffentlichen Auslegung der Planun-

terlagen besteht für alle die Möglich-

keit, sich über die fortentwickelte Pla-

nung zu informieren, die zugrunde 

gelegten Fachgutachten einzusehen 

und Stellungnahmen einzureichen. 

Bei Bedarf ist auch eine Erörterung 

mit Mitarbeitenden des Bauamts 

möglich. 

   Zusammenfassend werden die inhalt-

lichen Fragen und Anregungen im 

Entwurfsplan vom Grundsatz her auf-

gegriffen. Die grundlegende Kritik mit 

Blick auf die frühzeitige Informations-

veranstaltung wird jedoch zurückge-

wiesen. Das Planverfahren soll auf 

Grundlage der zum Entwurf fortentwi-

ckelten Planung fortgeführt werden. 

4 Stellungnahme 

aus dem westli-

chen Umfeld des 

Plangebiets, 

Schreiben vom 

18.11.2019 

Die Einwender/-innen sind Anwohner/-innen 

des zwischen Krähenwinkel und Oldentruper 

Straße liegenden Wohngebiets, das Grund-

stück grenzt mit dem Garten an die Hillegos-

ser Straße an. 

Es werden Sorgen und Bedenken geäußert, 

dass die vorhandenen Infrastrukturen das 

geplante neue Wohngebiet nicht aufnehmen 

können. Diesbezüglich angemerkt wird, dass 

bei 300 Wohneinheiten mit ca. 900 Perso-

nen mehr zu rechnen und mit ca. 600 Fahr-

zeugen ist, die alle über die Hillegosser Stra-

ße ihre Zufahrt haben. Für die Anwohner 

wird eine entsprechende Mehrbelastung 

erwartet. 

Die Gebietsgröße verwundert, da bei frühe-

ren Planungen (zuletzt vor ca. 2 Jahren) von 

150 Wohneinheiten gesprochen wurde. Da-

mals wurde auch versichert, dass die Kalt-

luftschleuse nie bebaut werden darf. 

Es wird darauf hingewiesen, dass schon 

jetzt unbedingt eine Verkehrsberuhigung der 

der Hillegosser Straße erforderlich ist. 

Bezug genommen wird auf die Aussage im 

Rahmen des Unterrichtungs- und Erörte-

rungstermins, dass die Hillegosser Straße 

viel Verkehr vertragen kann. Es wird darauf 

hingewiesen, dass die Altanwohner den Ver-

kehrslärm nicht ertragen können. Angeregt 

wird, sich ein Bild vom Straßenverkehr zu 

Bedenken und Kritik werden zur 

Kenntnis genommen, aus den nach-

folgend dargelegten Gründen jedoch 

nicht geteilt. 

 

Geplante bauliche Dichte und Leis-

tungsfähigkeit der Infrastrukturen: 

Der Bielefelder Wohnungsmarkt ist 

deutlich angespannt, bereits seit 

mehreren Jahren besteht ein erhebli-

cher Bedarf an Wohnraum, insbeson-

dere auch nach (Miet-)Wohnraum im 

mittleren und unteren Mietpreisseg-

ment. Trotz Umsetzung zahlreicher 

Innenentwicklungsmaßnahmen sowie 

der Entwicklung neuer Baugebiete 

kann die Stadt der weiterhin anhal-

tend sehr hohen Nachfrage nach 

Wohnraum und Wohnbaugrundstü-

cken nicht in ausreichendem Umfang 

nachkommen. Eine Abschwächung 

der Nachfrage ist hier auch in den 

nächsten Jahren nicht absehbar. In-

sofern muss die Stadt auch im Rah-

men der Bauleitplanung auf die sich 

ändernden bzw. sich verfestigenden 

Wohnraumnachfragen entsprechend 

reagieren und ihre Planungen an die 

Bedarfslage anpassen.  

Infolge der vorliegenden Wohnge-
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

den Stoßzeiten zu machen. 

Es wird Verständnis geäußert, dass Wohn-

raum dringend benötigt wird, allerdings kön-

ne Oldentrup eine Größenordnung von 300 

Wohneinheiten bzw. 150 Einheiten an dieser 

Stelle nicht bewältigen. Die Umweltbelas-

tung für die Anwohner ist einfach zu groß. 

 

Eine Bebauung bis zu 5 Etagen passt nicht 

zum Allgemeinbild in dieses Gebiet. 

 

Das neue Wohnbaugebiet liegt sehr nahe an 

den Ostring und auch der Autobahn. Dort 

sollte die Lärmbelastung überprüft werden. 

Ein Umweltgutachten ist hier unbedingt 

erforderlich. 

bietsentwicklung sind Veränderungen 

für die umliegenden Nachbarschaften 

nicht zu vermeiden, entsprechende 

Sorgen hinsichtlich möglicher Mehr-

belastungen etc. sind mit Blick auf 

die Größe des Plangebiets verständ-

lich. Diesbezügliche Betroffenheiten 

sind im Rahmen des Planungspro-

zesses mit den kommunalen und 

gesamtgesellschaftlichen Interessen 

abzuwägen. 

 

Das Plankonzept ist unter Berück-

sichtigung der Ergebnisse aus der 

frühzeitigen Beteiligung sowie den 

Empfehlungen des Beirats für Stadt-

gestaltung stetig fortentwickelt, mit 

den betroffenen Grundstückseigentü-

mern diskutiert und an die jeweiligen 

Erfordernisse angepasst worden. Die 

betroffenen Fachbehörden, städti-

schen Fachämter sowie begleitende 

Fachbüros sind in diesen Prozess 

eingebunden worden.  

Die mit der vorliegenden Plankonzep-

tion letztlich vorbereitete städtebauli-

che Dichte ist darauf ausgelegt, der 

in den vergangenen Jahren im Stadt-

gebiet weiter gestiegenen Wohn-

raumnachfrage durch die Schaffung 

differenzierter Wohnraumangebote 

Rechnung tragen zu können. Ziel ist 

die Entwicklung eines eigenständigen 

und attraktiven Wohngebiets, das 

sich in überschaubare Teilquartiere 

gliedert und mit vielfältigen Grün-

strukturen und Freizeitangeboten ver-

netzt wird. Die in das Planverfahren 

eingebundenen Gutachter, Behör-

den, Fachämter etc. haben mit Blick 

auf das fortentwickelte städtebauliche 

Konzept auf Basis von ca. 350 – 400 

Wohnungen jeweils bestätigt, dass 

die grundlegenden Voraussetzungen 

für eine verkehrlich leistungsfähige 

und schalltechnisch vertretbare Um-

setzung vorliegen und eine entwäs-

serungstechnisch verträgliche Er-

schließung möglich ist. Ebenso kön-

nen notwendige soziale Infrastruktu-

ren durch Ergänzung der bestehen-

den Angebote in hinreichendem Um-

fang geschaffen werden.  

 

Angesichts des anhaltend hohen 

Wohnraumbedarfs und im Sinne 
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

einer trotz Flächenneuinanspruch-

nahme möglichst flächen-/ressour-

censparenden Siedlungsentwicklung 

wird die letztlich vorbereitete Dichte 

von der Stadt im Rahmen der Abwä-

gung als erforderlich und unter Be-

rücksichtigung der jeweils ermittelten 

Auswirkungen noch verträglich be-

wertet. 

   Gebäudehöhen: 

Die Plankonzeption orientiert sich un-

ter Berücksichtigung der grundlegen-

den Entwicklungsziele für das Wohn-

gebiet (s. o.) mit Blick auf die Höhen-

entwicklung vorrangig an der Frei-

raumstruktur. Entlang der zentralen 

Erschließungsachse innerhalb des 

Gebiets werden mehrheitlich 3½-ge-

schossige Gebäude vorgesehen. Als 

zentraler Akzent wird am Quartiers-

platz ein Gebäude mit 6 Geschossen 

vorgeschlagen. Entlang der westli-

chen und östlichen Schnittstellen 

nimmt die Höhenentwicklung auf 

grundsätzlich 2½-Geschosse bzw. 2 

Geschosse ab. Damit wird der beste-

henden Nachbarschaft entlang der 

Hillegosser Straße und dem angren-

zenden Freiraum Rechnung getra-

gen. 

   Auswirkungen auf Kaltluftentstehung 

und -ableitung: 

Die für die Wohngebietsentwicklung 

in Anspruch genommenen Freiflä-

chen weisen aufgrund ihrer Lage und 

Nutzung heute grundsätzlich eine ge-

wisse klimatische Ausgleichsfunktion 

durch Frisch-/Kaltluftproduktion auf. 

Bodennahe Kalt-/Frischluft wird i. W. 

in Richtung des Oldentruper Bachs 

und dort entlang weiter in Richtung 

Norden geführt, es werden aber kei-

ne Flächen mit einer besonders ho-

hen Kaltluftproduktivität beansprucht.  

In Anbetracht des Verlusts von ver-

gleichsweise geringer wirksamen 

Freiflächen, des Erhalts der bachbe-

gleitenden Strukturen und einbezoge-

nen Waldflächen sowie des geplan-

ten offenen und durch die Neuanlage 

randlicher Grün-/Freiflächen gepräg-

ten Übergangs der Wohnbebauung in 

Richtung des verbleibenden Frei-

raums ist in der Gesamtbetrachtung 

zu erwarten, dass sich die Planung 
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

nicht wesentlich auf das gesamt-

städtische Klima oder die vorhande-

nen Nachbarschaften auswirken wird. 

Die Kaltluftzufuhr von den den künfti-

gen östlichen Siedlungsrand beglei-

tenden Grün- und Freiflächen in die 

Kaltluftabflussbahn des Bachtals 

kann aufrechterhalten werden. 

Wichtige, über die lokale Situation 

hinausreichende klimatische Aus-

gleichsfunktionen sind nicht betrof-

fen. Darüber hinaus sind die auf 

Grundlage der vorliegenden Planung 

zu erwartenden offenen Baustruktu-

ren für eine Durchlüftung des Plange-

biets durch den bodennahen Luftaus-

tausch mit Kaltluft aus Richtung des 

Oldentruper Bachtals vorteilhaft. 

Positive kleinklimatische Effekte be-

wirken zudem die getroffenen Rege-

lungen zum Erhalt und zur Ergän-

zung vorhandener Grünstrukturen 

sowie die Anlage einer naturnahen 

Regenrückhaltefläche. 

   Leistungsfähigkeit der Verkehrsan-

lagen und Verkehrsberuhigung:  

Zur Ermittlung der mit der ermöglich-

ten Gebietsentwicklung verbundenen 

Verkehrserzeugung und Überprüfung 

der Leistungsfähigkeit an den rele-

vanten Knotenpunkten ist eine Ver-

kehrsuntersuchung eingeholt worden. 

Die Stadt hat das Gutachten hinsicht-

lich der gewählten Eingangsdaten, 

der Methodik und der Ergebnisse 

nach Prüfung durch das zuständige 

Fachamt und unter Berücksichtigung 

entsprechender Korrekturen als 

nachvollziehbar und plausibel bewer-

tet und der vorliegenden Planung zu-

grunde gelegt. 

Durch die Planung wird es im Ver-

gleich zur heutigen Verkehrsbelas-

tung zu einer deutlichen Zunahme 

der Kfz-Verkehre kommen. Grund-

sätzlich ist die Hillegosser Straße 

nach Bewertung der Ergebnisse 

durch das eingebundene Verkehrs-

gutachterbüro unter Berücksichtigung 

der ermittelten Neuverkehre sowie 

auch mit Blick auf ihre frühere Funk-

tion als Kreisstraße aber für die Auf-

nahme der erzeugten neuen Wohn-

gebietsverkehre gut geeignet. Laut 

Verkehrsgutachten liegen die prog-

nostizierten Verkehrsstärken auch 
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

nach Umsetzung des gesamten 

Wohngebiets auf allen Straßen im 

Plangebiet in einer Größenordnung, 

die nach den Regelwerken typischen 

Wohnwegen bzw. Wohnstraßen ent-

sprechen, so dass die durch das 

neue Wohngebiet entstehenden Be-

lastungen insofern als umfeldverträg-

lich zu werten sind. Die stärkste Be-

lastung wird im Bereich der Einmün-

dung der Hillegosser Straße auf die 

Oldentruper Straße/Bechterdisser 

Straße erfolgen. Um dort eine Ver-

besserung des Verkehrsabflusses 

und der Verkehrssicherheit zu errei-

chen, wird im Zuge der Plangebiets-

erschließung der Anschluss der Hille-

gosser Straße an Oldentruper Stra-

ße/Bechterdisser Straße zu einem 

Kreisverkehr umgebaut. 

Das zum Entwurf konkretisierte Er-

schließungskonzept sieht für eine ge-

ordnete Anbindung der künftigen 

Wohngebietsverkehre an die äuße-

ren Erschließungsanlagen gebiets-

intern eine zentrale Erschließungs-

achse parallel zur Hillegosser Straße 

in Nord-Süd-Richtung vor, die über 

mehrere Verbindungsstraßen von der 

Hillegosser Straße aus erreicht wer-

den kann. Insgesamt entsteht so eine 

größere Ringstruktur, die eine Vertei-

lung der Anschlusspunkte und damit 

eine besondere Belastung von nur 

einzelnen wenigen Altanliegern ver-

meidet. 

Festzuhalten ist aber auch, dass die 

im Verfahren aus der Anwohner-

schaft vorgetragenen verkehrlichen 

Probleme hinsichtlich der Befahrbar-

keit der Hillegosser Straße nicht 

durch gebietsfremde Verkehre aus-

gelöst wird. Hierfür ursächlich sind 

hier v. a. die im Straßenraum abge-

stellten Kfz der Anlieger/-innen 

selbst. Diese Situation kann durch 

die vorliegende Planung auch nicht 

aufgelöst werden. Es ist aber im Rah-

men der Erschließungskonzeption 

bei der An-/Zuordnung der privaten 

und öffentlichen Stellplatzmöglichkei-

ten darauf geachtet worden, dass 

Parkverkehre innerhalb des Gebiets 

stattfinden und die Hillegosser Straße 

nicht zusätzlich belastet wird. Dar-

über hinaus können ggf. die durch 
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

die Wohngebietsentwicklung ermög-

lichte verbesserte ÖPNV-Anbindung 

sowie die Möglichkeiten, weitere 

nachhaltige Mobilitätsstrukturen zu 

etablieren, auch zu einer Verbesse-

rung der kritisierten Bestandssitua-

tion beitragen.  

Infolge der Wohngebietsentwicklung 

werden sich die straßenverkehrs-

rechtlichen Voraussetzungen ändern. 

Hiermit verbunden ist die Möglichkeit, 

das bestehende Ortsschild so zu ver-

setzen, dass auf der Hillegosser Stra-

ße die Geschwindigkeit von aktuell 

70 km/h auf 50 km/h reduziert wer-

den kann. Ggf. ist im Bereich der 

KITA zu bestimmten Tageszeiten 

auch eine weitergehende Absenkung 

der Geschwindigkeiten möglich – 

dies kann jedoch erst nach Realisie-

rung des Gebiets sachgerecht ge-

prüft werden. Klarstellend wird aber 

darauf hingewiesen, dass im Be-

bauungsplan keine verkehrsregeln-

den Maßnahmen getroffen werden 

können.  

   Schalltechnische Untersuchungen: 

Die von den umliegend relevanten 

Straßen und Gewerbenutzungen auf 

das Plangebiet einwirkenden Immis-

sionen sind gutachterlich umfassend 

geprüft worden. Im Ergebnis hat sich 

bestätigt, dass im Gebiet zwar keine 

idealtypischen Wohnverhältnisse 

herrschen werden, unter Berücksich-

tigung der geplanten Abstandhaltung 

und einzelner Lärmschutzmaßnah-

men die Belastungen gleichwohl in 

einem Rahmen liegen, in dem gesun-

de Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

sicher gewährleistet werden können. 

Die eingeholten Fachgutachten sind 

den Planunterlagen beigefügt und 

können öffentlich eingesehen werden 

(s. o.). 

Immissionen durch den Straßenver-

kehr wirken insbesondere von den 

umliegenden Hauptverkehrsstraßen 

von Norden sowie von Süden/Süd-

osten auf das Plangebiet ein. Dar-

über hinaus sind auf das Plangebiet 

von Westen her einwirkende Immis-

sionen durch die Verkehre auf der 

Hillegosser Straße zu erwarten. Wei-

tere für das Plangebiet relevante Ver-

kehrslärmquellen, wie bspw. die 
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
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Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

Autobahn A 2, werden v. a. ange-

sichts der Entfernung von mindes-

tens 800 m – 1.200 m nach Rück-

sprache mit dem begleitenden Fach-

büro nicht gesehen. 

Mit Blick auf den Immissionsschutz 

ist für die betroffenen Nachbarschaf-

ten insbesondere die Frage der Ver-

kehrslärmauswirkungen relevant. 

Nach den gutachterlichen Berech-

nungen bewegen sich die Verkehrs-

lärmeinwirkungen am Wohnhaus der 

Einwender/-innen ohne die Entwick-

lung des Plangebiets mit Blick auf die 

Immissionsgrenzwerte der Verkehrs-

lärmschutzverordnung (16. BImSchV) 

in einer wohngebietstypischen Grö-

ßenordnung (Grenzwerte für Wohn-

gebiete: 59/49 dB(A) tags/nachts). 

Bei Umsetzung der Planung werden 

dort Pegeldifferenzen von tags +0,4 

dB(A) und nachts -0,1 dB(A) prog-

nostiziert. Die Wohngebietswerte der 

16. BImSchV werden dabei weiterhin 

eingehalten. Zudem liegen Pegelän-

derungen von ≤ 1 dB(A) deutlich un-

terhalb der menschlichen Hörbar-

keitsschwelle. Im Ergebnis der schall-

gutachterlichen Prüfung haben sich 

somit für das Wohnhaus der Einwen-

der/-innen keine Anhaltspunkte erge-

ben, dass durch die Planung relevan-

te Änderungen des Verkehrslärms 

erzeugt werden. Eine unverhältnis-

mäßige Belastung durch die Wohn-

gebietsentwicklung konnte insofern 

nicht festgestellt werden. 

   Zusammenfassend werden die Vor-

behalte und die Kritik gegenüber der 

Planung zur Kenntnis genommen. 

Den entsprechenden Anregungen zu 

umfangreichen gutachterlichen Un-

tersuchungen ist im Zuge der Pla-

nung nachgekommen worden. Die 

grundlegende Entscheidung zur Ent-

wicklung des neuen Wohngebiets 

wird in der geplanten Größenordnung 

mit Blick auf bestehende Bedarfe im 

Ergebnis nicht in Frage gestellt. Die 

hiermit verbundenen Auswirkungen 

für Altanlieger und Umwelt können 

aus Sicht der Stadt im Rahmen der 

fachlichen Anforderungen sachge-

recht und begründet bewältigt wer-

den. Auf Grundlage der zum Entwurf 

fortentwickelten Planung sowie unter 
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Nr. 

Einwender 
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Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

Berücksichtigung der Ergebnisse der 

zugrunde gelegten Fachgutachten 

werden die mit der Planung verbun-

denen Auswirkungen im Verhältnis 

zum Planungsziel insgesamt als ver-

tretbar bewertet. Das Planverfahren 

soll fortgeführt werden. 

5 Stellungnahme 

aus dem westli-

chen Umfeld des 

Plangebiets, 

Schreiben vom 

17.11.2019 

Besonders große Sorgen werden im Hinblick 

auf die mögliche Beteiligung an Straßenbau-

kosten geäußert. Befürchtet wird eine starke 

Beschädigung der Hillegosser Straße durch 

schwere Baufahrzeuge, zumal die Straße im 

Kreuzungsbereich und auf Höhe des Hofs 

Obermeier erst vor 2 Jahren frisch asphal-

tiert wurde. Es würde als unzumutbare Härte 

empfunden, diese Kosten nach Beendigung 

der Baumaßnahmen, von denen die Alt-An-

wohner keinerlei Nutzen haben und die Stra-

ße nicht beschädigen, anteilig bezahlen zu 

müssen. Hier sollte das Verursacher-Prinzip 

gelten. 

Mitgeteilt wird, dass bei einer zusätzlichen 

Belastung bei einer Beteiligung an den Stra-

ßenbaukosten die Familie in finanzielle Nöte 

kommen würde. Es wäre wohl nicht im Inte-

resse des Bauvorhabens, bei dem auch Fa-

milien angesiedelt werden sollen, bereits an-

wohnende Familien unverschuldet finanziell 

zu ruinieren. Wenn also bezahlbarer Wohn-

raum geschaffen werden soll, muss auch 

dafür Sorge getragen werden, dass andern-

orts Wohnraum nicht unbezahlbar wird. Da-

her wird eine alternative Zuwegung für die 

gesamte Bauphase über den Ostring oder 

besser das städtische Gelände am Hof 

Obermeyer vorgeschlagen. Der Anschluss 

des neuen Wohngebiets an die Hillegosser 

Straße sollte erst zum spätest möglichen 

Zeitpunkt vorgenommen werden. Außerdem 

wird gebeten, eine Beteiligung an den Stra-

ßenbaukosten für die bestehenden Anwoh-

ner auszuschließen und sie komplett auf die 

Bauträger des Neubaugebiets umzulegen. 

Alle im Zusammenhang mit dem 

neuen Baugebiet notwendigen Arbei-

ten an der Hillegosser Straße (dar-

unter fallen Baumaßnahmen auf der 

Straßenseite dieses neuen Bauge-

biets sowie ggf. die Sanierung der 

durch Baufahrzeuge entstehenden 

Straßenschäden) werden durch den 

Erschließungsträger übernommen 

und nicht den Altanliegern in Rech-

nung gestellt. 

Fragen im Zusammenhang mit der 

späteren Bauphase betreffen die 

Umsetzungsebene, hierzu können 

zum Zeitpunkt der Bauleitplanung 

noch keine Aussagen bzw. Regelun-

gen getroffen werden. 

  Des Weiteren werden Sorgen bzgl. der 

Parksituation geäußert. Es wird darauf hin-

gewiesen, dass morgens, abends und an 

den Wochenenden die Hillegosser Straße in 

der Regel vom Krähenwinkel aufwärts bis 

zum Wendehammer bereits jetzt beidseitig 

komplett zugeparkt ist. Eine Benutzung ist 

nur einspurig möglich. Bei Gegenverkehr 

muss man sich eine der wenigen Lücken/ 

Ausfahrten suchen. Tagsüber stellt sich die 

Situation natürlich entspannter dar, als sie 

tatsächlich ist. Es wird daher gebeten, eine 

Die für das neue Baugebiet benötig-

ten Stellplätze sind im Rahmen der 

Planung berücksichtigt worden. Das 

Konzept ist so ausgestaltet, dass 

Parkverkehre innerhalb des Gebiets 

stattfinden und die Hillegosser Straße 

nicht zusätzlich belastet wird. In 

Bereichen mit Mehrfamilienhäusern 

werden entsprechende Flächen auf 

den privaten Grundstücken verortet 

bzw. entlang der inneren Erschlie-

ßungsstraßen vorgehalten. Darüber 
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

entsprechend ausreichende Anzahl an Park-

möglichkeiten im neuen Baugebiet am 

Amerkamp zu schaffen, da sonst die totale 

Verstopfung der Hillegosser Straße befürch-

tet wird. Ein Busverkehr ist/wäre so definitiv 

nicht möglich. Zudem liegt Oldentrup etwas 

außerhalb, so dass man auf sein Fahrzeug 

angewiesen ist, z. B. um größere Einkäufe 

für die Familie zu tätigen. 

hinaus werden gebietsintern weitere 

Stellplatzflächen im öffentlichen 

Raum vorgehalten. Im Bereich der 

Ein-/Zweifamilienhäuser sind notwen-

dige Stellplätze auf den Grundstü-

cken selbst nachzuweisen. 

Festzuhalten ist aber auch, dass die 

vorliegende Planung die erläuterte 

Stellplatzsituation im Bereich der Hil-

legosser Straße selbst nicht auflösen 

kann, die angesichts nicht vorhande-

ner gebietsfremder Verkehre aus-

schließlich durch die Anwohner der 

Hillegosser Straße selbst ausgelöst 

wird. Ggf. können jedoch die durch 

die Wohngebietsentwicklung ermög-

lichte verbesserte ÖPNV-Anbindung 

sowie die Möglichkeiten, weitere 

nachhaltige Mobilitätsstrukturen zu 

etablieren, zu einer Verbesserung 

der Situation beitragen.  

   Zusammenfassend werden die inhalt-

lichen Anregungen in Bezug auf das 

Bauleitplanverfahren im Entwurfsplan 

aufgegriffen. Das Planverfahren soll 

auf Grundlage der zum Entwurf fort-

entwickelten Planung fortgeführt wer-

den. 

6 Stellungnahme 

aus dem westli-

chen Umfeld des 

Plangebiets, 

Schreiben vom 

18.11.2019 

Es wird befürchtet, dass die schweren Bau-

fahrzeuge die Hillegosser Straße stark be-

schädigen. Es wird darauf hingewiesen, 

dass eine Beteiligung an den Straßenaus-

baukosten nicht erfolgen wird. Die hiermit 

verbundenen Belastungen würden dazu 

zwingen, das Haus zu verkaufen. Es kann 

nicht sein, dass für die angestrebten günsti-

gen Wohnungen, die alten Anwohner ruiniert 

werden. Im Übrigen gilt doch das Verschul-

dens-Prinzip. 

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, 

dass ein neuer Straßenbelag die Nutzung 

des Privatwegs zum rückwärtig an der Hille-

gosser Straße gelegenen Grundstück ver-

hindern würde, da bei jedem neuen Belag, 

der Höhenunterschied zum Weg größer wur-

de. 

Alle im Zusammenhang mit dem 

neuen Baugebiet notwendigen Arbei-

ten an der Hillegosser Straße (dar-

unter fallen Baumaßnahmen auf der 

Straßenseite dieses neuen Bauge-

biets sowie ggf. die Sanierung der 

durch Baufahrzeuge entstehenden 

Straßenschäden) werden durch den 

Erschließungsträger übernommen 

und nicht den Altanliegern in Rech-

nung gestellt. 

Fragen im Zusammenhang mit der 

Ausbauplanung betreffen die Umset-

zungsebene; Aussagen darüber, ob 

es zu einer Erhöhung des Straßen-

belags kommen muss, können zum 

Zeitpunkt der Bauleitplanung noch 

nicht getroffen werden. 

  Angeregt wird darüber hinaus, dass mindes-

tens 2 Stellplätze pro Wohneinheit vorgese-

hen werden, da die Hillegosser Straße 

abends und am Wochenende bereits beid-

seitig zugeparkt ist – dann ist nur eine ein-

spurige Fahrbahn frei. 

Die Zahl der notwendigen Stellplätze 

leitet sich aus der städtischen Stell-

platzsatzung ab. Konkrete Vorgaben 

können diesbezüglich im Bebauungs-

plan nicht getroffen werden. 

Die für das neue Baugebiet benötig-

ten Stellplätze sind im Rahmen der 

Planung berücksichtigt worden. Das 
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Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

Konzept ist so ausgestaltet, dass 

Parkverkehre innerhalb des Gebiets 

stattfinden und die Hillegosser Straße 

nicht zusätzlich belastet wird. In 

Bereichen mit Mehrfamilienhäusern 

werden entsprechende Flächen auf 

den privaten Grundstücken verortet 

bzw. entlang der inneren Erschlie-

ßungsstraßen vorgehalten. Darüber 

hinaus werden gebietsintern weitere 

Stellplatzflächen im öffentlichen 

Raum vorgehalten. Im Bereich der 

Ein-/Zweifamilienhäuser sind notwen-

dige Stellplätze auf den Grundstü-

cken selbst nachzuweisen. 

Festzuhalten ist aber auch, dass die 

vorliegende Planung die erläuterte 

Stellplatzsituation im Bereich der Hil-

legosser Straße selbst nicht auflösen 

kann, die angesichts nicht vorhande-

ner gebietsfremder Verkehre aus-

schließlich durch die Anwohner der 

Hillegosser Straße selbst ausgelöst 

wird. Ggf. können jedoch die durch 

die Wohngebietsentwicklung ermög-

lichte verbesserte ÖPNV-Anbindung 

sowie die Möglichkeiten, weitere 

nachhaltige Mobilitätsstrukturen zu 

etablieren, zu einer Verbesserung 

der Situation beitragen. 

  Es wird darauf hingewiesen, dass im Kotten 

Obermeyer schützenswerte Fledermäuse 

leben. 

Im Zuge des Verfahrens sind um-

fangreiche artenschutzfachliche Un-

tersuchungen durchgeführt worden. 

Mit Blick auf das Vorkommen von 

Fledermäusen besitzt die Zwergfle-

dermaus eine besondere Relevanz 

für die vorliegende Planung. Im Rah-

men der artenschutzfachlichen Kar-

tierungen wurde ein Zwergfleder-

maus-Quartier im Bereich der Hof-

stelle Obermeyer nachgewiesen. Zu-

dem ist von mindestens zwei Balz-

quartieren im Plangebiet auszuge-

hen. Nach den Bewertungen im 

Artenschutzfachbeitrag werden zur 

Vermeidung artenschutzrechtlicher 

Konflikte vorgezogene Vermeidungs-

maßnahmen (hier Schaffung von 

Ersatzquartieren) erforderlich. Zudem 

sind Abbruch- und Rodungsmaßnah-

men auf Zeiträume außerhalb der Ak-

tivitätszeiten der Fledermäuse be-

grenzt und durch eine fachkundige 

Person zu begleiten. Im Bebauungs-

plan-Entwurf werden entsprechende 

Regelungen berücksichtigt. 
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

Ein sachgerechter Umgang mit den 

im Plangebiet vorkommenden 

Fledermäusen kann sichergestellt 

werden. 

   Zusammenfassend werden die Anre-

gungen und Hinweise in Bezug auf 

das Bauleitplanverfahren im Ent-

wurfsplan vom Grundsatz her aufge-

griffen. Das Planverfahren soll auf 

Grundlage der zum Entwurf fortentwi-

ckelten Planung fortgeführt werden. 
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Vermerk Unterrichtungs- und Erörterungstermin  

Die vorgetragenen planungsrelevanten Äußerungen der Öffentlichkeit sind zusammen-
gefasst und in gekürzter Form sowie thematisch geordnet im Vermerk über diesen Termin 
wiedergegeben. 
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2. Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung  
der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB  
zu den Vorentwürfen der 254. FNP-Änderung und des Bebauungsplans Nr. III/O 14 

 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 (1) BauGB mit 
Schreiben vom 26.11.2019 um Stellungnahme bis zum 14.01.2020 gebeten. In der folgen-
den Tabelle werden die eingegangenen Stellungnahmen mit der jeweiligen Stellungnahme 
der Verwaltung dargestellt. 
 
Aufgrund der zeitgleichen Durchführung der Verfahrensschritte sind i. W. zu beiden Planver-
fahren (254. FNP-Änderung und Erstaufstellung des Bebauungsplans Nr. III/O 14) Stellung-
nahmen vorgetragen worden. Eine „Trennung“ der Stellungnahmen zu den einzelnen Plan-
verfahren ist daher nur unzureichend möglich. Soweit erforderlich, wird somit in den einzel-
nen Stellungnahmen der Verwaltung bzw. bei der Berücksichtigung der vorgetragenen Hin-
weise und Anregungen in der Planung auf ihre Bedeutung für das jeweilige Planverfahren 
eingegangen. 
 

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

1 Untere Natur-

schutzbehörde, 

Schreiben des 

Umweltamts vom 

31.01.2020 

254. Änderung des FNP: 

Da die Entscheidung zur Entwicklung einer 

Wohnbebauung im diesem Bereich bereits 

vor Jahren getroffen wurde, bestehen ge-

gen die Änderung des FNP aus Sicht des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege 

keine grundsätzlichen Bedenken. Durch die 

Darstellung der öffentlichen Grünfläche 

sowie der Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft ist ein aus-

reichender Abstand zum Oldentruper Bach 

eingehalten. 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass die 254. FNP-Änderung mit 

den Belangen des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege vereinbar 

ist. 

  Aufstellung des Bebauungsplans:  

  Der Bebauungsplan wird zu erheblichen 

Eingriffen in Natur und Landschaft führen. 

Zur Reduzierung des Flächenverbrauchs 

auch in Hinblick auf die Forderung nach 

mehr Wohnraum, sollte hier eine verdich-

tete Bauweise gewählt werden. 

Der Anregung wird unter Berücksich-

tigung der gegebenen Bedarfslage 

gefolgt. Ziel ist die Entwicklung eines 

eigenständigen und attraktiven 

Wohngebiets, das sich in überschau-

bare Teilquartiere gliedert und mit 

vielfältigen Grünstrukturen und Frei-

zeitangeboten vernetzt wird. Um den 

gegenwärtig erheblichen Bedarf an 

Wohnraum decken zu können, ist 

das Plankonzept zum Entwurf auch 

hinsichtlich der Dichte überarbeitet 

und konkretisiert worden. Die im 

Ergebnis vorbereitete städtebauliche 

Dichte wird unter Berücksichtigung 

der hiermit verbundenen Auswirkun-

gen für sachgerecht bewertet und 

unterstützt eine möglichst flächen-/ 

ressourcensparende Siedlungsent-

wicklung. 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

  Eingriffsregelung/Ausgleichsmaßnahmen: 

Die Eingriffsbewertung ist nach dem Biele-

felder Modell „Modifiziertes Verfahren zur 

Berücksichtigung der Belange von Natur 

und Landschaft sowie des Artenschutzes in 

der Bauleitplanung“ in Absprache mit der 

unteren Naturschutzbehörde durchzufüh-

ren. Art, Umfang und Lage der Ausgleichs-

flächen ist vor der Fertigstellung der Ent-

wurfsunterlagen für die Beteiligung der poli-

tischen Gremien mit der unteren Natur-

schutzbehörde abzustimmen. 

Der Ausgleich sollte im Nahbereich des Be-

bauungsplangebiets, zumindest möglichst 

im Stadtbezirk Heepen durchgeführt wer-

den. Hierbei sind Maßnahmen für den Am-

phibienschutz, insbesondere eine Aufwer-

tung der Flächen im Randbereich des Ol-

dentruper Bachs als Lebensraum zu be-

rücksichtigen.  

 

Auf Grundlage des Bebauungsplan-

Entwurfs erfolgte eine detaillierte 

Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung – 

das diesbezügliche Vorgehen und 

die Methodik ist mit der unteren Na-

turschutzbehörde im Vorfeld intensiv 

erörtert und abgestimmt worden. Im 

Ergebnis soll die Bilanzierung abwei-

chend von der Stellungnahme in An-

lehnung an die sog. „Numerische 

Bewertung von Biotoptypen für die 

Bauleitplanung in NRW“ erfolgen.  

Ausgleichsmaßnahmen werden 

möglichst eingriffsnah auf Teilflä-

chen innerhalb des Plangebiets be-

rücksichtigt. Hierfür wird im Sinne 

der Gebietsgliederung eine weitere 

Extensivierung der Nutzungen in öst-

liche Richtung durch die Entwicklung 

von extensiven Grünlandflächen mit 

Blühstreifen, Saumstrukturen und er-

gänzenden Obstbaumpflanzungen 

vorbereitet. Ziel ist es, einen ange-

messenen Übergang vom stärker 

siedlungsgeprägten Grünzug zu den 

naturschutzfachlich wertvolleren Flä-

chen im Osten des Plangebiets zu 

gestalten und hiermit auch notwen-

dige artenschutzrelevante Maßnah-

men zu verknüpfen. In diesem Zu-

sammenhang soll auch das für die 

Gebietsentwässerung erforderliche 

Regenrückhaltebecken naturnah 

gestaltet und sinnvoll mit den jeweils 

anschließenden Freiraumnutzun-

gen/-flächen verknüpft werden. Ein-

griffsmindernd wirken zudem weiter-

gehende Anpflanzungsvorgaben im 

Bebauungsplan, v. a. die Begrünung 

von Gebäudedächern, Stellplatzan-

lagen und Straßenräumen sowie die 

Anlage einer Wildstrauchhecke. Der 

darüber verbleibende Kompensa-

tionsbedarf soll über das Ökokonto 

„Bentruper Streuobstwiesen“ in der 

Gemarkung Brönninghausen abge-

golten werden. 

  Artenschutz: 

Im Rahmen des Artenschutzfachbeitrags 

sollten folgende Untersuchungen durchge-

führt werden: 

- Vogelkartierung nach Südbeck Ermittlung 

des Vorkommens von Brutvogelarten zur 

Brutzeit sowie Gastvogelarten (Nahrungs-

 

Im Zuge des Planverfahrens sind 

umfassende artenschutzbezogene 

Untersuchungen erfolgt. Methodik, 

Ergebnisse und Maßnahmen sind 

mit der unteren Naturschutzbehörde 

vorabgestimmt. Die im Ergebnis der 



A - 33 
 

 
Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

gäste, Durchzügler): 9 Begehungen, da-

von 1 im März, je 2 im April; Mai und Juni, 

2 Nachtkontrollen im März und April,  

Qualitative Erfassung: Artenliste mit An-

gabe der Nachweiskategorie. 

- Telemetrische Untersuchung der Gebäu-

de sowie des Altbaumbestands auf Fle-

dermäuse 

- Amphibien: Erfassung des Sommerle-

bensraums durch das Aufstellungen von 

Amphibienschutzzäunen. 

Für den Fall, dass die Durchführung von 

artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaß-

nahmen erforderlich ist, wird darauf hinge-

wiesen, dass diese als Festsetzungen gem. 

§ 9 (1) Nr. 20 BauGB in den Bebauungs-

plan aufgenommen werden müssen. Zu-

dem sind die Vermeidungsmaßnahmen 

analog den Bestimmungen des § 17 (4) 

BNatSchG (naturschutzrechtliche Eingriffs-

regelung) im Hinblick auf Art, Umfang, Lage 

und Herstellungszeitpunkt konkret zu pla-

nen und im Umweltbericht und im Arten-

schutzfachbeitrag darzulegen. Darüber hin-

aus ist die Bereitstellung der zur Umset-

zung von Maßnahmen notwendigen Flä-

chen und die dauerhafte Sicherung der Flä-

chen und Maßnahmen notwendig. Die er-

forderlichen Maßnahmen sind vorab mit der 

unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

Untersuchungen notwendigen Maß-

nahmen etc. werden im Artenschutz-

fachbeitrag und Umweltbericht um-

fassend dargelegt. Als vorgezogene 

Artenschutzmaßnahmen (sog. CEF-

Maßnahmen) sind Ersatzquartiere 

für Zwergfledermäuse und Star so-

wie hinreichend große Nahrungsflä-

chen für Girlitz und Star vor dem je-

weiligen Eingriff zu schaffen. Ergän-

zend sind allgemeine Vermeidungs-

maßnahmen im Rahmen der Bau-

feldfreimachung zu berücksichtigen. 

Die in diesem Zusammenhang ins-

gesamt notwendigen Maßnahmen 

sind in die Festsetzungen des Be-

bauungsplans aufgenommen wor-

den. Ein sachgerechter Umgang mit 

den artenschutzrelevanten Belangen 

ist hierüber sichergestellt. 

 

  Der Investor hat die für den Ausgleich und 

die artenschutzrechtlichen Vermeidungs-

maßnahmen notwendigen Flächen für das 

gesamte Plangebiet dauerhaft bereitzustel-

len und diese Maßnahmen auf seine Kos-

ten herzustellen und zu finanzieren. Er kann 

sich dafür auch Flächen Dritter bedienen. 

Dies ist ebenfalls dauerhaft rechtlich zu re-

geln. Näheres ist im weiteren Verfahren 

über einen Folgemaßnahmenvertrag ab-

schließend zu regeln, der vor dem Sat-

zungsbeschluss abgeschlossen sein muss. 

Der Hinweis auf erforderliche ver-

tragliche Regelungen etc. zur dauer-

haften Sicherung der Maßnahmen 

wird zur Kenntnis genommen und 

beachtet. Entsprechend notwendige 

vertragliche Vereinbarungen werden 

im weiteren Verfahren mit der Fach-

behörde abgestimmt und vor Sat-

zungsbeschluss geregelt. 

  

  Anlage B: 

Unter dem Punkt Landschaftsplan auf Seite 

B-7 wird auf das Naturdenkmal 2.3-58 ver-

wiesen. Es handelt sich hier nur noch um 

einen einzelnen Baum, eine 3-stämmige 

Esche. Der Text ist entsprechend zu än-

dern. 

 

Die Begründung wird zu diesem 

Punkt redaktionell angepasst.  

  Anlage C: 

Der vorgesehene Umfang und Detaillie-

rungsgrad der Umweltprüfung sind ausrei-

chend. 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass Umfang und Detaillierungsgrad 

der Umweltprüfung ausreichend 

sind. Der Umweltbericht ist auf die-



A - 34 
 

 
Stand: Entwurf; Mai 2023   

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

ser Grundlage ausgearbeitet wor-

den. 

  Entwurf: 

Um eine eigendynamische Entwicklung des 

Oldentruper Bachs zu ermöglichen, sollte 

ein mindestens 20 m breiter Streifen ent-

lang der Ufer von jeglicher Nutzung bzw. 

Bebauung freigehalten werden. Dies gilt 

insbesondere für die im Norden des Plan-

gebiets vorgesehene Regenrückhaltung. 

Diese ist auch so zu planen, dass keine 

Einzäunung erforderlich wird. 

Da die Querungen des Oldentruper Bachs 

mit Fuß- und Radwegen eine Beeinträchti-

gung des Gewässers darstellen, sollte nur 

eine Querung und dann auch die kürzere 

weiterverfolgt werden. 

 

Die Anregungen sind im Rahmen 

der Entwurfserarbeitung und in den 

parallel erfolgenden Fachplanungen 

(Entwässerung, Freiraumplanung) 

aufgegriffen worden. In den Erarbei-

tungsprozess der zum Entwurf fort-

entwickelten Plankonzeption waren 

die zuständigen Fachbehörden in-

tensiv eingebunden. Im Ergebnis 

kann auf Grundlage des Bebauungs-

plans sichergestellt werden, dass 

der für eine naturnahe, eigendynami-

sche Gewässerentwicklung erforder-

liche Entwicklungsraum des Olden-

truper Bachs durch die vorliegende 

Planung nicht eingeschränkt wird. 

Naturschutzfachlich vertretbar und 

auf Grundlage des Bauungsplans 

zulässig ist die Anlage eines Stegs 

zur Querung des Gewässers – hier-

durch wird die fußläufige Verbindung 

zu den östlich des Plangebiets ver-

laufenden Wanderwegen ermöglicht 

und gleichzeitig auf ein Mindestmaß 

reduziert. Die genaue Lage ist im 

Zuge der Konkretisierung der Freiflä-

chenplanungen mit der unteren Na-

turschutzbehörde abzustimmen. 

  Durch die geplante öffentliche Grünfläche 

sollte ein ausreichender Abstand (35 m) 

zwischen dem Wald und der Wohnbebau-

ung eingehalten werden. 

Nach der jetzigen Planung ist die Forstflä-

che entlang des Ostrings nicht erschlossen. 

Eine Zuwegung vom Ostring aus ist nicht 

möglich. Zur Bewirtschaftung und Aufrecht-

haltung der Verkehrssicherungspflicht ist 

eine ausreichende Zuwegung erforderlich 

(Weg entlang des Walds im Bereich der 

Grünfläche mit Anschluss an die Hillegos-

ser Straße im Norden und Süden). Daher 

müssen die Kurvenradien zur Hillegosser 

Straße und innerhalb der Siedlung Lkw-fä-

hig sein. Die Wegeführungen im Grünzug 

und die Anbindung an das Straßennetz im 

geplanten Baugebiet sind dementspre-

chend auszubilden. 

 

Im östlichen und südlichen Randbe-

reich werden die betroffenen Gehöl-

ze i. W. durch Abstandhaltung und 

Einbindung in die Grünflächen- und 

Freiraumfestsetzungen gesichert. 

Die überbaubaren Flächen weisen 

Abstände von mindestens 25 m –

40 m zu diesen Flächen auf und 

nehmen damit angemessen Rück-

sicht. 

Die Zugänglichkeit der Forstfläche 

ist im Rahmen der Plankonzeption 

über die Planstraße F und weiterfüh-

rend über die innerhalb des Grün-

zugs verlaufenden Wege berück-

sichtigt worden. Deren Umsetzung 

ist auf Grundlage der im Bebauungs-

plan dort getroffenen Festsetzungen 

öffentlicher Verkehrs- und Grünflä-

chen im erforderlichen Umfang mög-

lich. 

   Zusammenfassend sind die Anre-

gungen und Hinweise in der Ent-
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

wurfsplanung insgesamt aufgegriffen 

worden. Auf Grundlage der zum Ent-

wurf fortentwickelten Planung sollen 

die Planverfahren zur 254. FNP-Än-

derung und zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 14 fortgeführt werden. 

2 Untere Wasserbe-

hörde/Grundwas-

ser, Untere Abfall-

behörde, Untere 

Bodenschutzbe-

hörde,  

Schreiben des 

Umweltamts vom 

31.01.2020 

 

Mitgeteilt wird, dass von der Planung Böden 

mit besonders hoher Regelungs- und Puf-

ferfunktion sowie sehr hoher Bodenfrucht-

barkeit betroffen sind. Dies ist im Rahmen 

der UVP zu bewerten und bei der Ermitt-

lung des Ausgleichsflächenbedarfs ausrei-

chend zu berücksichtigen. 

Der Hinweis betrifft die Planverfah-

ren zur 254. FNP-Änderung und zum 

Bebauungsplan Nr. III/O 14. Er wird 

zur Kenntnis genommen und berück-

sichtigt.  

Im Umweltbericht und in der Ein-

griffsbilanzierung wird auf den Ver-

lust der schutzwürdigen Böden ein-

gegangen; für die umweltfachlichen 

Aspekte des Eingriffs werden in Ab-

stimmung mit der Fachbehörde er-

gänzende Ausgleichsbedarfe be-

rechnet und dargestellt (Erhöhung 

des Kompensationsbedarfs um 0,2 

ökologische Wertpunkte für die be-

troffenen Teilflächen). 

3 Untere Wasserbe-

hörde/Oberflä-

chenwasser, 

Schreiben des 

Umweltamts vom 

31.01.2020 

Gewässerökologie: 

Im Teil C „Umweltprüfung“ wurde zwar rich-

tig festgestellt, dass die Strukturgüte des 

Oldentruper Bachs deutlich bis merklich be-

einträchtigt ist, aber die Konsequenz, dass 

zur Beseitigung dieses Defizits Maßnahmen 

erforderlich sind, die auch Auswirkungen 

auf die verplanten Flächen haben können, 

wurde nicht dargestellt.  

Der Umsetzungsfahrplan sieht nach der der 

Stellungnahme beigefügten Anlage für den 

Oldentruper Bach auf Höhe des Plange-

biets zwei Strahlursprünge vor (südlich SU 

23, nördlich SU 24) - folgende Strukturmaß-

nahmen sind vorgesehen:  

- SU 23: Aufweitung des Gerinnes, Ent-

wicklung Uferstreifen, Sohl- und Uferver-

bau entfernen, Extensivierung der Nut-

zung.  

- SU 24: Belassen und Schützen der natur-

nahen Sohl- und Uferstrukturen.  

Entlang des Oldentruper Bachs ist daher 

ausreichend Raum (beidseitig mind. 20 m) 

für eine eigendynamische Entwicklung zu 

sichern. Diese Bereiche sind als Wasserflä-

che/Fläche für die Wasserwirtschaft gemäß 

§ 9 (1) Nr. 16 BauGB festzusetzen. Für die 

Regenrückhaltung ist deshalb eine Anpas-

sung der vorgesehenen Fläche vorzuneh-

men. Es wird empfohlen, die Maßnahmen 

am Gewässer im Rahmen der für die Be-

bauung erforderlichen Ausgleichsregelun-

 

Die Anregungen werden zur Kennt-

nis genommen und abweichend von 

der Stellungnahme vom Grundsatz 

her berücksichtigt. 

 

Eine Festsetzung als „Fläche für die 

Wasserwirtschaft“ wird nicht aufge-

nommen. Unter Flächen für die Was-

serwirtschaft nach § 9 (1) Nr. 16a 

BauGB fallen z. B. Talsperren zur 

Gewinnung und Sicherung von 

Trinkwasser oder Stauseen. Ausge-

schlossen sind diese Festsetzungen 

bei privilegierten Fachplanungen 

nach § 38 BauGB. Entsprechendes 

trifft, soweit erkennbar, auf die vorlie-

gende Planung insgesamt nicht zu.  

Ziel ist es nach dem Wortlaut der 

Stellungnahme, Möglichkeiten zur 

Umsetzung der vorgesehenen Struk-

turmaßnahmen weiterhin zu gewähr-

leisten. Die betroffenen Bereiche (= 

Gewässer einschließlich angrenzen-

der Flächen mit gewässerbegleiten-

den Gehölzen) werden daher insge-

samt gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

als Flächen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft im Bebau-

ungsplan gesichert; der Oldentruper 

Bach wird ergänzend als Wasser-
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

gen umzusetzen. fläche festgesetzt. Als wesentliches 

Ziel werden für den betroffenen 

Bereich Maßnahmen zum Erhalt und 

zur Optimierung des Oldentruper 

Bachs und seiner angrenzenden Flä-

chen mit kleinteiligem Grünland, 

Kleingewässer- und Röhrichtberei-

chen und Gehölzsäumen definiert. 

Diese Maßnahmen sind, wie in der 

Stellungnahme dargelegt, Gegen-

stand des Umsetzungsfahrplans der 

WRRL und können nicht als Aus-

gleichsmaßnahme für die durch die 

vorliegende Planung ermöglichten 

Eingriffe herangezogen werden. Im 

Rahmen der Eingriffsbilanzierung 

werden diese Flächen insofern neu-

tral bewertet. Auswirkungen durch 

die Planung, die der Umsetzung 

dieser Maßnahmen entgegenstehen 

könnten, werden nicht gesehen. 

Umweltbericht und Begründung sind 

zu diesem Punkt um die mitgeteilten 

Hinweise fortgeschrieben worden. 

  Niederschlagswasserbeseitigung nach § 55 

WHG in Verbindung mit § 44 LWG: 

Das Plangebiet ist im Trennsystem zu ent-

wässern. Die Bemessung und Lage der er-

forderlichen Rückhaltung ist mit dem Um-

weltamt abzustimmen. 

Nach der Bodenkarte NRW ist der Unter-

grund nicht geeignet, um das Nieder-

schlagswasser zu versickern. 

 

 

Die Entwässerungsplanung ist auf 

Grundlage der fortentwickelten Plan-

konzeption dimensioniert und mit 

den zuständigen Fachämtern und 

der unteren Wasserbehörde abge-

stimmt worden. Das aus dem Plan-

gebiet anfallende Niederschlagswas-

ser soll in den Oldentruper Bach ein-

geleitet werden. Zur Begrenzung der 

hydraulischen Belastung soll die Ein-

leitung des Niederschlagswassers 

gedrosselt über ein Regenrückhalte-

becken erfolgen. Unter Berücksichti-

gung der topographischen Gegeben-

heiten ist das Regenrückhaltebecken 

am tiefsten Punkt des Plangebiets 

im Nordosten vorgesehen. Geplant 

ist die Ausgestaltung als naturnahes 

Erdbecken, das als nicht eingezäun-

te Anlage in die Freiraumgestaltung 

integriert werden soll. Im Bebau-

ungsplan wird hierfür eine hinrei-

chend groß dimensionierte Fläche 

berücksichtigt. Die gedrosselte Ab-

leitung des Wassers aus dem Be-

cken in Richtung Oldentruper Bach 

soll über einen offenen, naturnah zu 

gestaltenden Gewässergraben erfol-

gen, im Bedarfsfall wird zudem eine 
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Nr. 

Einwender 
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Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

ergänzende Flutmulde als Notüber-

lauf berücksichtigt. Weitergehende 

Detailfragen und Einzelheiten sind 

Gegenstand der parallel zur Bauleit-

planung erfolgenden Entwässe-

rungs- und Freiraumplanungen so-

wie von wasserrechtlichen Genehmi-

gungsverfahren. 

  Hochwasserschutz/Starkregen: 

Überschwemmungsgebiete befinden sich 

nicht im Plangebiet.  

Die Starkregenkarte zeigt hier ebenfalls kei-

ne kritischen Bereiche auf. Um bei Starkre-

gen einen zusätzlichen Schutz gegen Über-

flutungsschäden zu bekommen, wird emp-

fohlen, die Wegeführung mit Gefälle zum 

Oldentruper Bach auszuführen und daran 

anschließend „Notwasserwege“ zum Ge-

wässer zu gestalten.  

Die bestehende Bebauung darf durch die 

zusätzliche Versiegelung nicht durch abflie-

ßendes Niederschlagswasser gefährdet 

werden. Die schadlose Ableitung des Ober-

flächenwassers ist bei der Planung der (pri-

vaten) Straßen, Wohnwege, Zuwegungen, 

Grundstückszufahrten, Gebäude und Außen-

anlagen zu berücksichtigen. Die Entwässe-

rung der Oberlieger darf nicht zu einer Ver-

schärfung der Abflusssituation für Unterlie-

ger führen. Die detaillierte Ausgestaltung ist 

unter Berücksichtigung der tatsächlichen 

bzw. geplanten Geländeverhältnisse festzu-

legen.  

In einem integrierten Entwässerungskon-

zept sollten Möglichkeiten einer wassersen-

siblen Quartiersentwicklung aufgezeigt wer-

den. 

 

Die Anregungen und Hinweise sind 

in der fortentwickelten Plankonzep-

tion und hier basierend auf den be-

gleitenden Fachplanungen aufgegrif-

fen worden.  

Im Ergebnis der bisherigen Entwäs-

serungs- und Verkehrsflächenpla-

nungen sind Möglichkeiten einer 

schadlosen Ableitung von oberfläch-

lich abfließenden Niederschlägen bei 

einer Überlastung der Regenwasser-

kanalisation berücksichtigt worden. 

Grundsätzlich werden sich die topo-

graphischen Verhältnisse im Rah-

men der Gebietserschließung nicht 

wesentlich ändern, so dass die Nie-

derschläge über die Planstraßen 

tendenziell in östliche/nordöstliche 

Richtung in die dortigen Freiflächen-

bereiche abfließen können. Eine Be-

troffenheit der Altanlieger westlich 

der Hillegosser Straße kann insofern 

ausgeschlossen werden. Darüber 

hinaus können die vorgegebenen 

Gründächer eine Rückhaltung von 

Niederschlagswasser begünstigen, 

gleiches gilt für die im Rahmen der 

Umsetzung innerhalb der öffentli-

chen Verkehrsflächen vorgesehenen 

straßenbegleitenden Grünstreifen. 

Ebenso können im Rahmen der Um-

setzung die Planstraßen und die zwi-

schenliegenden Grünflächen so ge-

staltet werden, dass oberflächlich 

abfließendes Regenwasser bei 

Starkregenereignissen auch mit 

Blick auf die neuen Bauflächen mög-

lichst schadlos in Richtung Regen-

rückhalteflächen und in die sied-

lungsrandabschließenden Grünflä-

chen geleitet werden kann. Ergän-

zend sind im Bebauungsplan dies-

bezüglich auch die zwischen den 

Erschließungshöfen und den an-

grenzenden Grünflächen führenden 

öffentlichen Gehwege so verortet 
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(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

worden, dass sie bei extremen Nie-

derschlagsereignissen eine Funktion 

als „Notentwässerungswege“ über-

nehmen können. Abgestimmt auf die 

Entwässerungsplanung kann dar-

über ein Abfließen mit dem Gefälle 

gewährleistet und ein Überfluten der 

jeweils angrenzenden Bauflächen 

bei Extremereignissen vermieden 

werden. 

   Zusammenfassend sind die Anre-

gungen und Hinweise in der Ent-

wurfsplanung vom Grundsatz her 

insgesamt aufgegriffen worden. Auf 

Grundlage der zum Entwurf fortent-

wickelten Planung sollen die Plan-

verfahren zur 254. FNP-Änderung 

und zum Bebauungsplan Nr. III/O 14 

fortgeführt werden. 

4 Untere Denkmal-

schutzbehörde, 

Schreiben vom 

14.01.2020 

Die Belange der Denkmalpflege gemäß 

§ 1 (5) BauGB und § 1 DSchG NRW wer-

den nicht berührt, da sich im Plangebiet 

zurzeit keine eingetragenen Bau- und Bo-

dendenkmäler befinden. Es wird um Auf-

nahme des nachfolgenden Hinweises in 

den Bebauungsplan gebeten: 

Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdge-

schichtliche Bodenfunde oder Befunde (et-

wa Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bo-

denverfärbungen, Knochen, Fossilien) ent-

deckt werden, ist nach §§ 15, 16 des Denk-

malschutzgesetzes die Entdeckung unver-

züglich der Stadt oder der LWL-Archäologie 

für Westfalen, Außenstelle Bielefeld, Am 

Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel. 0251/ 

591-8961 anzuzeigen und die Entde-

ckungsstätte mindestens drei Werktage in 

unverändertem Zustand zu erhalten. 

Der Hinweis betrifft das Planverfah-

ren zum Bebauungsplan Nr. III/O 14. 

Er wird zur Kenntnis genommen und 

berücksichtigt. 

5 WEGE Wirt-

schaftsentwick-

lungsgesellschaft 

Bielefeld mbH, 

Schreiben vom 

13.12.2019 

Grundsätzlich wird die geplante Entwick-

lung und das städtebauliche Planungsziel 

unterstützt, da die Verfügbarkeit von Wohn-

raum auch für Bielefelder Unternehmen ein 

wichtiger Standortfaktor ist. Ebenfalls wer-

den die Vorgehensweise und die frühzeitige 

Aufstellung eines Rahmenkonzepts inkl. 

einer schalltechnischen Untersuchung be-

grüßt, um mögliche Konflikte mit den umlie-

genden gewerblichen Nutzungen zu ver-

meiden. Unter der Maßgabe, dass auch 

durch mögliche Änderungen im weiteren 

Planungsverfahren die umliegenden bzw. 

neuangesiedelte Betriebe in ihrer jetzigen 

bzw. zukünftigen Nutzung nicht beeinträch-

tigt werden, bestehen keine Einwände. 

Die Stellungnahme betrifft die Plan-

verfahren zur 254. FNP-Änderung 

und zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 14. Die Voraussetzungen für 

eine Umsetzung der Planungen im 

Einklang mit den umliegenden ge-

werblichen Nutzungen sind gege-

ben. 

Die umliegenden Gewerbegebiete 

sind vollständig entwickelt, unterge-

ordnet vorhandene Reservefläche 

sind im plangebietsrelevanten Um-

feld nicht erkennbar. Schallgutach-

terlich berücksichtigt wurde im Sinne 

einer Worst-Case-Betrachtung der 

jeweilige planungsrechtlich ermög-
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Nr. 

Einwender 
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(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

lichte Maximalspielraum.  

Die siedlungsstrukturellen Gegeben-

heiten sprechen in dieser vorgepräg-

ten Lage insgesamt dafür, dass für 

das geplante Wohngebiet immis-

sionsbezogen ein mischgebietstypi-

scher Entwicklungsspielraum ange-

messen und vertretbar ist. Gesunde 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse kön-

nen in diesem Rahmen sicher ge-

währleistet werden. Einschränkun-

gen der Entwicklungsmöglichkeiten 

für die umliegenden Betriebe werden 

hierdurch nicht ausgelöst. Für die 

Gewerbeflächen gelten von der vor-

liegenden Planung unbenommen 

weiterhin die in den jeweiligen Be-

bauungsplänen festgesetzten Lärm-

kontingente, die als Maximalspiel-

raum in den schalltechnischen Be-

rechnungen zugrunde gelegt worden 

sind (s. o.). 

Im Zuge der Entwurfserarbeitung 

sind unter Zugrundelegung der fort-

geschriebenen schalltechnischen 

Untersuchungen im Sinne der Kon-

fliktminderung und Gebietsgliede-

rung Teilflächen, auf denen nicht 

mindestens mischgebietstypische 

Pegelwerte vorherrschen oder durch 

Schallschutzmaßnahmen sicher er-

reicht werden können, weiterhin 

nicht in die wohnbaulich entwickel-

baren Flächen einbezogen worden. 

Zur umfassenden Information wird 

ein ergänzender Hinweis zur Beach-

tung im Hinblick auf die gegebene 

und von den künftigen Bewohnern 

im Sinne des Rücksichtnahmege-

bots hinzunehmende Lärmvorbelas-

tung in die Planunterlagen aufge-

nommen. 

Kenntnisse zu anderen gewerbege-

bietstypischen Emissionen, die für 

das Plangebiet eine Relevanz besit-

zen könnten, liegen bisher nicht vor.  

Eine mit den gewerblichen Nachbar-

schaften zu vereinbarende (wohn-

)verträgliche Nutzung im Planbereich 

kann insofern insgesamt realisiert 

werden.  

6 Landesbetrieb 

Wald und Holz 

NRW,  

Schreiben vom 

Es wird mitgeteilt, dass forstbehördliche Be-

lange durch die Planungen betroffen sind. 

Es handelte sich bei einem Teilbereich der 

jetzt für die Bebauung vorgesehenen Flä-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen und beachtet. 
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(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

13.01.2020 che um Waldflächen im Bereich des Müh-

lenbruchs in der Größenordnung von rund 

1,6 ha, die im Zusammenhang mit früheren 

Bauplanungen für das Gebiet umgewandelt 

wurden und deren Kompensation noch aus-

steht. 

  Änderung des Flächennutzungsplans: 

Die im gültigen FNP dargestellte Waldflä-

che soll künftig Wohnbaufläche und Grün-

fläche – Umgrenzung von Flächen zum 

Ausgleich von Eingriffen in Natur und Land-

schaft – werden. Die Bedenken gegen die 

Planung und endgültige Umnutzung der 

Waldfläche können nur zurückgestellt wer-

den, sofern die in der Begründung zur Plan-

änderung angesprochene Bereitstellung 

einer geeigneten Ersatzaufforstungsfläche 

durch den Eigentümer nachgewiesen wird 

und ein zeitliches Konzept zur Umsetzung 

abgestimmt wird. 

Um Informationen zum weiteren Vorgehen 

hinsichtlich der Ersatzwaldfläche wird gebe-

ten. 

 

Der noch ausstehende Ausgleich zur 

Umnutzung der Waldfläche wird im 

Rahmen der vorliegenden Bauleit-

planung im Rahmen der Eingriffs-

bilanzierung berücksichtigt. In Ab-

stimmung mit dem Forstamt und der 

unteren Naturschutzbehörde soll der 

Nachweis der erforderlichen Ersatz-

maßnahme innerhalb des Ökokontos 

„Bentruper Streuobstwiesen“ er-

bracht werden. Anteilig ist dort eine 

Aufforstungsfläche in der erforder-

lichen Größenordnung verbindlich 

umzusetzen und als Wald zu si-

chern. Es wird insofern davon aus-

gegangen, dass die vorgetragenen 

Bedenken zur 254. FNP-Änderung 

ausgeräumt werden konnten. 

  Aufstellung des Bebauungsplans: 

Zur Aufstellung des Bebauungsplans wer-

den – sofern wie oben ausgeführt der Wald-

ersatz geregelt ist – keine grundsätzlichen 

Bedenken vorgetragen. Die Wohnbebauung 

soll mit ausreichendem Abstand zum Be-

reich des Oldentruper Bachs und der vor-

handenen Waldfläche errichtet werden.  

Im Hinblick auf die noch zunehmende Erho-

lungsnutzung im Gebiet ist eine gute Wege-

führung unerlässlich, die auch Bereiche ge-

währleistet, die nicht erschlossen werden. 

  

 

Die Anregungen zum Bebauungs-

plan Nr. III/O 14 werden berücksich-

tigt. Die überbaubaren Flächen wei-

sen Abstände von mindestens 

25 m – 40 m zu den betroffenen Flä-

chen auf und nehmen damit ange-

messen Rücksicht.  

Darüber hinaus ist die Zugänglich-

keit der Forstfläche für entsprechen-

de Unterhaltungsmaßnahmen im 

Rahmen der Plankonzeption über 

die Planstraße F und weiterführend 

über die innerhalb des Grünzugs 

verlaufenden Wege berücksichtigt 

worden. Deren Umsetzung ist auf 

Grundlage der im Bebauungsplan 

dort getroffenen Festsetzungen öf-

fentlicher Verkehrs- und Grünflächen 

im erforderlichen Umfang möglich. 

Eine freizeitbasiert verstärkte Nut-

zung der Waldflächen selbst ist in 

den von der Planung betroffenen Be-

reichen nicht vorgesehen, so dass 

keine neuen Wegeverbindungen be-

rücksichtigt werden. Die Anbindung 

an das bestehende Wegenetz ist 

über den im Norden geplanten Steg 

möglich. In Abwägung zu den stär-
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ker auf den Schutz der bestehenden 

Biotopstrukturen ausgerichteten na-

turschutzfachlichen Rahmenbedin-

gungen und Regelungen wird eine 

Erholungsnutzung/Zugänglichkeit 

bewusst vermieden. 

7 Landwirtschafts-

kammer NRW, 

Schreiben vom 

13.01.2020 

Es wird mitgeteilt, dass die überplante Flä-

che vollständig in einem Bereich liegt, der 

vom Geologischen Dienst NRW aufgrund 

seiner sehr hohen natürlichen Bodenfrucht-

barkeit als besonders schutzwürdig einge-

stuft wurde. Hierbei handelt es sich um die 

höchste Stufe der Schutzwürdigkeit, so 

dass die Flächen bei den vorhandenen kli-

matischen und topographischen Verhältnis-

sen gemäß den Auswertungen des Geolo-

gischen Dienstes eindeutig als Vorrangflä-

chen für die Landwirtschaft zu bewerten 

sind. Die Bodenwertzahlen gemäß Boden-

schätzung liegen bei ca. 70 Bodenpunkten. 

Der Standort gehört zu den besten und 

fruchtbarsten Flächen Bielefelds. Der Ver-

lust dieser Flächen aus landwirtschaftlicher 

Sicht kritisch zu sehen. 

Die Stellungnahme betrifft die Plan-

verfahren zur 254. FNP-Änderung 

und zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 14. 

Grundsätzlich ist die Stadt Bielefeld 

bestrebt, im Sinne der Innenentwick-

lung vorrangig im Siedlungszusam-

menhang liegende, geeignete oder 

wenig genutzte Flächen/Restflächen 

zu mobilisieren. In den letzten Jah-

ren hat sich aber sehr deutlich ge-

zeigt, dass der bestehende erhebli-

che Wohnraumbedarf nicht allein 

durch Innenentwicklungs- und Nach-

verdichtungsmaßnahmen gedeckt 

werden kann und zudem innerörtli-

che Flächenpotenziale im hierfür be-

nötigen Umfang im Stadtgebiet nicht 

ausreichend zur Verfügung stehen. 

Darüber hinaus ist derzeit auch nicht 

absehbar, ob und zu welchem Zeit-

punkt die Stadt z. B. eine Anschluss-

nutzung auf den zur Wohnraum-

schaffung vom Grundsatz her sehr 

gut geeigneten innerstädtischen 

Konversionsflächen (ehemalige Ka-

sernenstandorte) in Betracht ziehen 

kann. Um den gegenwärtig erhebli-

chen Bedarf an Wohnraum decken 

zu können, müssen daher zusätz-

liche Neubauflächen für die unter-

schiedlichen Bedürfnisse der Woh-

nungssuchenden und Bauwilligen 

unter Inanspruchnahme landwirt-

schaftlicher Flächen entwickelt wer-

den. Im geltenden Flächennutzungs-

plan werden bereits seit der im Jahr 

2002 wirksam gewordenen 113. 

FNP-Änderung größere Teilbereiche 

des geplanten Wohngebiets als 

Wohnbaufläche sowie als gemischte 

Bauflächen für eine entsprechende 

bauliche Entwicklung vorgehalten. 

Die vorliegend relativ günstig im 

Siedlungszusammenhang gelegene 

Fläche des Bebauungsplans Nr. 

III/O 14 schließt östlich an bestehen-

de Wohngebiete an und wird da-

rüber hinaus im Westen und Süden 
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(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

durch gewerblich genutzten Flächen 

umgeben. Unter Berücksichtigung 

vorhandener Grün- und Gewässer-

strukturen wird grundsätzlich ein 

Lückenschluss zwischen den entwi-

ckelten Siedlungsbereichen ermög-

licht, der die vorhandene äußere Er-

schließung sinnvoll mitnutzen kann.  

Die erforderliche Größenordnung 

des Vorhabens führt zwangsläufig zu 

erheblichen Eingriffen und zu grund-

legenden Zielkonflikten mit den Be-

langen der Landwirtschaft. Diese 

müssen mit Blick auf den bestehen-

den erheblichen Bedarf an Wohn-

raum und den hiermit unvermeidbar 

verbundenen Flächenbedarf vorlie-

gend jedoch zurückgestellt werden. 

Im Umweltbericht und in der Ein-

griffsbilanzierung wird auf den Ver-

lust der schutzwürdigen Böden ein-

gegangen; für die umweltfachlichen 

Aspekte des Eingriffs werden ergän-

zende Ausgleichsbedarfe berechnet 

und dargestellt (Erhöhung des Kom-

pensationsbedarfs um 0,2 ökologi-

sche Wertpunkte für die betroffenen 

Teilflächen).  

  Darüber hinaus ist der Verlust der Flächen 

aufgrund Ihrer Größe und der hohen Anzahl 

an Bodenpunkten für die jeweiligen Bewirt-

schafter als nicht unerheblich anzusehen. 

Daher sollten den betroffenen Landwirten 

möglichst adäquate Ersatzflächen angebo-

ten werden. 

Die Vereinbarungen zwischen Stadt/ 

BBVG und den betroffenen privaten 

Dritten im Rahmen des Grund-

stücksgeschäfts sind einvernehmlich 

erfolgt und nicht Gegenstand der 

vorliegenden Bauleitplanverfahren. 

  Bei Gestaltung und Verortung der offenbar 

notwendigen externen Ausgleichsflächen ist 

auf den dauerhaften Entzug von fruchtba-

ren Flächen aus der landwirtschaftlichen 

Nutzung zu verzichten. Dabei ist neben der 

der Karte der schutzwürdigen Böden des 

Geologischen Dienstes NRW insbesondere 

der Fachbeitrag der Bezirksstelle für Agrar-

struktur OWL (2004) als landwirtschaftliche 

Kernzone in der Stadt Bielefeld sowie deren 

landwirtschaftlicher Fachbeitrag zum Regio-

nalplan Detmold (2018) zu berücksichtigen. 

Um frühzeitige Beteiligung bei der Planung 

der Kompensationsmaßnahmen wird gebe-

ten.  

Der extern zu erbringende Kompen-

sationsbedarf soll vollumfänglich 

über das Ökokonto „Bentruper 

Streuobstwiesen“ abgegolten wer-

den. Bei diesem Ökokonto handelt 

es sich um eine Gesamtfläche von 

ca. 23,6 ha in der Gemarkung Brön-

ninghausen. Die auf Initiative des 

Flächeneigentümers angestoßene 

Gesamtmaßnahme sieht u. a. die 

Anlage von Streuobstwiesen, Auf-

forstungen mit vorgelagertem Wald-

rand, die Anlage von Extensivgrün-

land mit Blänken sowie die Anlage 

von Säumen, Feldgehölzen und 

Hecken vor. Die durch Grundbuch-

eintrag dinglich gesicherten Flächen 

sind als privates Ökokonto durch das 

Umweltamt der Stadt Bielefeld aner-

kannt. Weitergehender Handlungs-
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Stellungnahme  

der Verwaltung 

bedarf im Hinblick auf eine Abstim-

mung zu den planbezogen erforder-

lichen Ausgleichsmaßnahmen wird 

insofern nicht gesehen. 

   Zusammenfassend werden die Be-

denken zur Kenntnis genommen. 

Eine Inanspruchnahme landwirt-

schaftlicher Nutzflächen ist mit Blick 

auf die verfolgten Planungsziele 

vorliegend nicht zu vermeiden. Auf 

Grundlage der zum Entwurf fortent-

wickelten Planungen sollen die Plan-

verfahren zur 254. FNP-Änderung 

und zum Bebauungsplan Nr. III/O 14 

fortgeführt werden. 

8 Deutsche Telekom 

Technik GmbH, 

Schreiben vom 

16.12.2019 

Es wird mitgeteilt, dass im Plangebiet z. T. 

Telekommunikationslinien (Tk-Linien) der 

Telekom vorhanden sind (s. dem der Stel-

lungnahme beigefügten Plan). Es ist nicht 

ausgeschlossen, dass diese Tk-Linien in ih-

rem Bestand und in ihrem weiteren Betrieb 

gefährdet sind. Die Aufwendungen der Te-

lekom müssen bei der Verwirklichung des 

Bebauungsplans so gering wie möglich ge-

halten werden. 

Der Bestand und der Betrieb der vorhande-

nen Tk-Linien müssen weiterhin gewährleis-

tet bleiben. Daher wird gebeten, konkrete 

Maßnahmen so auf die vorhandenen Tk-Li-

nien abzustimmen, dass eine Veränderung 

oder Verlegung der Tk-Linien vermieden 

werden kann. Bei der Bauausführung ist da-

rauf zu achten, dass Beschädigungen der 

vorhandenen Tk-Linien vermieden werden 

und aus betrieblichen Gründen (z. B. im 

Falle von Störungen) der ungehinderte Zu-

gang zu den Tk-Linien jederzeit möglich ist. 

Es ist deshalb erforderlich, dass sich die 

Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten 

über die Lage der zum Zeitpunkt der Bau-

ausführung vorhandenen Tk-Linien der Te-

lekom informieren. Die Kabelschutzanwei-

sung der Telekom ist zu beachten. 

Es wird weiterhin darauf hingewiesen, dass 

für eine ggf. zukünftige Erweiterung des Te-

lekommunikationsnetzes in allen Verkehrs-

wegen geeignete und ausreichende Tras-

sen für die Unterbringung von Tk-Linien 

vorzusehen sind.  

Zur eventuellen Versorgung neu zu errich-

tender Gebäude mit Telekommunikations-

infrastruktur durch die Telekom ist die Ver-

legung neuer Tk-Linien im Plangebiet erfor-

derlich. 

Die Stellungnahme betrifft das Plan-

verfahren zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 14. Sie wird zur Kenntnis ge-

nommen und berücksichtigt. 

Soweit auf Grundlage der zur Verfü-

gung gestellten Planunterlagen er-

kennbar, werden neben den inner-

halb öffentlicher Verkehrsflächen 

verlegten Hauptversorgungsleitun-

gen einzelne Hausanschlüsse er-

fasst. Darüber hinaus wird eine 

außerhalb öffentlicher Verkehrsflä-

chen zur Dingerdisser Straße 7 ge-

führte Tk-Linie im Süden des Plan-

gebiets vorsorglich durch Festset-

zung eines Leitungsrechts im Be-

bauungsplan berücksichtigt. 

Alle weiteren mitgeteilten Hinweise 

sind im Zuge der Umsetzung zu be-

achten. 
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(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, 

dass es für den rechtzeitigen Ausbau des 

Telekommunikationsnetzes sowie die Koor-

dinierung mit dem Straßenbau und den 

Baumaßnahmen anderer Leitungsträger 

notwendig ist, Beginn und Ablauf von Maß-

nahmen im Plangebiet der Deutschen Tele-

kom Technik GmbH so früh wie möglich 

(mindestens 3 Monate vor Baubeginn), 

schriftlich anzuzeigen. 

 

9 Unitymedia NRW 

GmbH, 

Schreiben vom 

06.01.2020 

Mitgeteilt wird, dass im Planbereich Versor-

gungsanlagen der Unitymedia NRW GmbH 

liegen. Es besteht grundsätzliches Interes-

se daran, das glasfaserbasierte Kabelnetz 

in Neubaugebieten zu erweitern und damit 

einen Beitrag zur Sicherung der Breitband-

versorgung zu leisten. Es wird darum geb-

eten, im Bebauungsplanverfahren weiter 

beteiligt zu werden. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen und berücksichtigt. 

10 Stadtwerke Biele-

feld GmbH, 

Schreiben vom 

09.01.2020 

Es wird mitgeteilt, dass planerische Festset-

zungen zur Sicherung der Energieversor-

gung getroffen werden müssen. Hierzu wird 

angeregt, die in der der Stellungnahme bei-

gefügten Anlage dargestellten Erdgashoch-

druckleitungen im Bebauungsplan gemäß 

§ 9 (1) Nr. 13 BauGB als Führung von Ver-

sorgungsleitungen darzustellen.  

Die Stellungnahme betrifft das Plan-

verfahren zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 14.  

Der vorhandene Leitungsbestand 

wird zur Kenntnis genommen und ist 

im Zuge der Umsetzung zu beach-

ten. 

Die mitgeteilte Erdgashochdrucklei-

tung wird entsprechend dem beige-

fügten Lageplan innerhalb öffentli-

cher Verkehrsflächen geführt und ist 

hierdurch bereits hinreichend gesi-

chert. Eine weitergehende planungs-

rechtliche Sicherung im Bebauungs-

plan ist insofern nicht erforderlich.  

  Weiterhin wird angeregt, den in der Anlage 

gekennzeichneten Standort gemäß § 9 (1) 

Nr. 12 BauGB als Fläche für Versorgungs-

anlagen - Elektrizität - in der Größe von 5 x 

5 m festzusetzen. 

Versorgungsanlagen in der genann-

ten Dimension können in Baugebie-

ten sowohl innerhalb als auch außer-

halb der überbaubaren Flächen auch 

ohne weitergehende Regelungen im 

Bebauungsplan zugelassen werden. 

Der bislang angeregte Standort der 

Trafostation ist auf Grundlage der 

zum Entwurf fortgeschriebenen 

Plankonzeption und des noch nicht 

abschließend abgestimmten Ener-

giekonzepts neu zu verorten. Dies-

bezüglich bestehen im Plangebiet 

hinreichend Möglichkeiten – von 

einer Flächenfestsetzung im Bebau-

ungsplan-Entwurf wird insofern ab-

gesehen.  

Im Sinne der Klarstellung wird aber 
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Stellungnahme  

der Verwaltung 

die Errichtung einer Versorgungsan-

lage/Elektrizität inner- oder außer-

halb der überbaubaren Flächen in 

den textlichen Festsetzungen be-

rücksichtigt. Im Rahmen der Umset-

zung verbleibt somit entsprechend 

Spielraum, die erforderliche Station 

bedarfsangepasst zu verorten.  

  Weiterhin wird darum gebeten, die zukünfti-

gen Verkehrswege so zu gestalten, dass 

genügend Platz für die neu zu verlegenden 

Versorgungsleitungen zu Verfügung steht. 

Die geplanten Erschließungsstraßen 

sind mit 6 m bzw. 11 m hinreichend 

breit, um notwendige Versorgungs-

leitungen unterbringen zu können. 

  Ferner wird mitgeteilt, dass die vorhandene 

Wasserversorgungsleitung, die sich auf der 

anderen Straßenseite im Bereich der Häu-

ser Hillegosser Straße 202 bis 236 befindet, 

im Zuge der Neubebauung neutrassiert 

wird. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

  Raumwärmeversorgung: 

Es wird auf das Energiekonzept 2020 der 

Stadt Bielefeld, seine Schwerpunktziele und 

den Ausbau klimafreundlicher, ressourcen-

schonender Wärmeversorgung hingewie-

sen. In diesem Zusammenhang wird ange-

regt, die Begründung um das Thema Wär-

meversorgung mit der Empfehlung zu er-

gänzen, die Raumwärmeversorgung der 

Einfamilienhäuser durch Nutzung der Geo-

thermie mittels der Errichtung eines Kalt-

wassernetzes inkl. der Übernahme von 

Wärmepumpen im Contractingmodell si-

cherzustellen. Diesbezüglich wird aber da-

rauf hingewiesen, dass die Gebäude eine 

entsprechende Nähe zueinander haben 

sollten und dass darüber hinaus zu prüfen 

ist, ob eine Realisierung aufgrund der geo-

logischen Rahmenbedingungen möglich ist. 

Die Raumwärmeversorgung für die Mehr-

familienhäuser kann ggf. durch den Aufbau 

einer Nahwärmeinsel auf Basis eines gas-

betriebenen, dezentralen BHKVVs sicher-

gestellt werden. In diesem Zusammenhang 

wird besonders darauf hingewiesen, dass 

die Gasversorgung des BHKWs nicht ohne 

größeren Aufwand möglich ist. 

 

Hinsichtlich der Möglichkeiten der 

künftigen Wärmeversorgung wird 

parallel zur vorliegenden Bauleitpla-

nung in Zusammenarbeit mit den 

Stadtwerken Bielefeld ein Wärme-

konzept entwickelt. Im Rahmen einer 

hierzu in Auftrag gegebenen Mach-

barkeitsstudie werden dabei mögli-

che nachhaltige Versorgungsoptio-

nen hinsichtlich der ökologischen 

und wirtschaftlichen Versorgung des 

neuen Wohngebiets untersucht, 

erste Zwischenergebnisse liegen 

zwischenzeitlich vor und sind den 

Planunterlagen beigefügt.  

Betrachtet werden drei Grundvarian-

ten der Wärmeversorgung (dezen-

trale Versorgung durch individuelle 

Luft/Wasser-Wärmepumpen, kaltes 

Nahwärmenetz basierend auf Geo-

thermie, heißes Wärmenetz mit zen-

traler Wärmeerzeugung basierend 

auf einer Solarthermieanlage kombi-

niert mit einem Blockheizkraftwerk).  

Eine abschließende Entscheidung 

zu Gunsten einer dezentralen oder 

netzgebundenen Raumwärmever-

sorgung wird erst im Zuge der kon-

kreten Planungen auf Umsetzungs-

ebene erfolgen können. Hinsichtlich 

der Umsetzbarkeit sollen die Rege-

lungen des Bebauungsplans dem 

nur bedingt vorgreifen, um mit Blick 

auf die dynamischen Entwicklungen 

im Energie- und Wärmebereich an-
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der Verwaltung 

gemessen und flexibel reagieren zu 

können. Unter Berücksichtigung der 

nachfolgenden städtebaulichen 

Erwägungen soll hier lediglich die 

Variante eines warmen Nahwärme-

netzes bei den Regelungen des Be-

bauungsplans unberücksichtigt blei-

ben. Gegen diese Variante sprechen 

insbesondere zusätzliche, mit der 

Plankonzeption insgesamt nicht zu 

vereinbarende Flächenbedarfe für 

Heizzentrale, Brennstoff-Lagerflä-

chen und Solarthermieanlagen so-

wie Störungen und Emissionen im 

Zusammenhang mit der ergänzen-

den Brennstoffnutzung und -anliefe-

rung. 

   Zusammenfassend werden die in-

haltlichen Anregungen in Bezug auf 

den Bebauungsplan im Entwurfsplan 

wie dargelegt aufgegriffen. Das 

Planverfahren soll auf Grundlage der 

zum Entwurf fortentwickelten Pla-

nung fortgeführt werden. 

11 moBiel GmbH, 

Schreiben vom 

19.12.2019 

Seitens der moBiel GmbH bestehen gegen 

die Aufstellung des Bebauungsplans keine 

Bedenken. Die städtebauliche Entwicklung 

durch die Errichtung eines neuen Wohn-

bauprojekts mit Anschluss an vorhandene 

Strukturen wird begrüßt. Eine Innenentwick-

lung im Siedlungsbestand trägt dazu bei, 

vorhandene Infrastrukturen besser auszu-

lasten. 

Es wird um Ergänzung folgender Angaben 

zur Erschließung durch den ÖPNV gebeten. 

Das Plangebiet wird von der regelmäßig 

verkehrenden Buslinie 369 montags bis frei-

tags im 30- bzw. 60-Minuten-Takt durch die 

Haltestelle „Obermeier“ erschlossen. Die 

Haltestelle liegt in fußläufiger Entfernung 

(ca. 300 m-Radius) des Plangebiets. Zu-

sätzlich fahren schulbezogene Verkehre mit 

den Linien 103/ 130/ 131 und 196 an Schul-

werktagen. In den Nächten von Freitag auf 

Samstag, von Samstag auf Sonntag und 

vor Feiertagen wird das Gebiet durch die 

Nachtbuslinie N9 erschlossen. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen.  

Die Begründung wird sinngemäß um 

die mitgeteilten Hinweise zur derzei-

tigen ÖPNV-Versorgung des Sied-

lungsbereichs ergänzt.  

12 PLEdoc GmbH, 

Schreiben vom 

06.01.2020 

Es wird mitgeteilt, dass eine Versorgungs-

leitung (LWL-KSR-Anlage) der GasLINE 

GmbH & Co. KG betroffen ist. Der Verlauf 

ist in die Planwerke zur FNP-Änderung und 

zum Bebauungsplan zu übernehmen, in der 

Begründung entsprechend zu erwähnen 

Der vorhandene Leitungsbestand 

sowie die ergänzenden Hinweise 

werden zur Kenntnis genommen und 

sind im Zuge der Umsetzung zu be-

achten. 

Die mitgeteilte Versorgungsleitung 
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Stellungnahme  

der Verwaltung 

und in der Legende zu erläutern. Die Dar-

stellung der LWL-KSR-Anlage ist in der der 

Stellungnahme beigefügten Anlage nach 

bestem Wissen erfolgt. Gleichwohl ist die 

Möglichkeit einer Abweichung im Einzelfall 

nicht ausgeschlossen. Das Merkblatt der 

GasLINE GmbH zur Aufstellung von Flä-

chennutzungsplänen und Bebauungsplänen 

ist zu beachten. 

wird innerhalb der öffentlichen Ver-

kehrsflächen Bechterdisser/Olden-

truper Straße geführt und ist hier-

durch bereits hinreichend gesichert. 

Eine weitergehende planungsrechtli-

che Sicherung im Flächennutzungs-

plan oder im Bebauungsplan ist 

insofern nicht erforderlich.  

  254. Änderung des Flächennutzungsplans: 

Die LWL-KSR-Anlage verläuft außerhalb 

des Geltungsbereichs der 254. Änderung 

des Flächennutzungsplans. Gegen die 254. 

Änderung des Flächennutzungsplans wer-

den keine Einwände erhoben. 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass gegen die 254. FNP-Änderung 

keine Bedenken bestehen. 

  Aufstellung des Bebauungsplans: 

Die LWL-KSR-Anlage ist entlang der nördli-

chen Seite der Fahrbahn der Bechterdisser 

Straße mittels Bohrverfahren verlegt wor-

den. Die Deckung der LWL-KSR-Anlage 

beträgt innerhalb des Geltungsbereichs des 

Bebauungsplans, der hier den Neubau 

eines Verkehrskreisels vorsieht, mehr als 

3 m. Negative Einwirkungen auf die LWL-

KSR-Anlage sind durch die geplante Aus-

weisung des Bebauungsplans aus unserer 

Sicht nicht zu erwarten. Es wird um frühzei-

tige Übermittlung der detaillierten Ausbau-

pläne (Lageplan, Längenschnitt und Quer-

profile) der geplanten Straßenbaumaßnah-

me gebeten, damit geprüft werden kann, ob 

Sicherungs- bzw. Anpassungsmaßnahmen 

an der LWL-KSR-Anlage notwendig wer-

den.  

 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass negative Einwirkungen auf den 

Leistungsbestand aus Sicht des Ver-

sorgungsträgers zu erwarten sind. 

Eine frühzeitige Einbindung der Ver-

sorgungsträger im Zuge der späte-

ren Erschließungsmaßnahmen wird 

berücksichtigt.  

  Im Hinblick auf mögliche externe Kompen-

sationsmaßnahmen wird um weitere Betei-

ligung am Verfahren gebeten. 

Das Unternehmen wird im Verfahren 

weiter beteiligt. 

13 GASCADE Gas-

transport GmbH, 

Schreiben vom 

30.12.2019 

Es wird mitgeteilt, dass Anlagen zum ge-

genwärtigen Zeitpunkt nicht betroffen sind. 

Im Hinblick auf mögliche externe Kompen-

sationsmaßnahmen wird aber um weitere 

Beteiligung am Verfahren gebeten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen und berücksichtigt. 

14 IHK Ostwestfalen 

zu Bielefeld, 

Schreiben vom 

13.01.2020 

Von Seiten betroffener Unternehmen wird 

darauf hingewiesen, dass im Industriegebiet 

sowie bei den umliegenden Gewerbebetrie-

ben in Zukunft Erweiterungen beabsichtigt 

sein können. Soweit möglich, sollte daher 

auf aktive Lärmschutzmaßnahmen an den 

neu zu bauenden Wohngebäuden geachtet 

werden, die über den aktuellen Status Quo 

hinausgehen. Als größte Schallquelle wird 

bislang der Straßenverkehr gesehen. Eine 

Die Stellungnahme betrifft die Plan-

verfahren zur 254. FNP-Änderung 

und zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 14.  

Aus Sicht des Immissionsschutzes 

sind für das Plangebiet die einwir-

kenden Immissionen durch die um-

liegenden Gewerbenutzungen sowie 

durch den Verkehr auf den angren-

zenden Straßen von Bedeutung. 
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Stellungnahme  

der Verwaltung 

weitere Erhöhung des Lärmschutzes im 

Wohngebiet und insbesondere an den 

Wohngebäuden trägt aus Sicht der Wirt-

schaft dazu bei, mögliche Konflikte bereits 

in diesem sehr frühen Planungsschritt zu 

verhindern. 

Hierbei sind im Sinne einer geordne-

ten städtebaulichen Entwicklung ne-

ben der Gewährleistung gesunder 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse für 

die künftigen Bewohner/Nutzer im 

Plangebiet auch ggf. noch bestehen-

de gewerblichen Entwicklungsmög-

lichkeiten der benachbarten Betriebe 

in die Prüfung einzubeziehen. 

Im BauGB ist gefordert, dass bei der 

Aufstellung von Bauleitplänen die all-

gemeinen Anforderungen an gesun-

de Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu 

berücksichtigen sind, ohne dass nor-

mative Grenzwerte zur Beurteilung 

dieser gesunden Wohn-/Arbeitsver-

hältnisse bisher definiert worden 

sind. Im Sinne einer geordneten 

städtebaulichen Entwicklung können 

und werden in diesem Zusammen-

hang für die städtebauliche Beurtei-

lung des Lärms lärmtechnische Re-

gelwerke als Orientierungshilfe her-

angezogen.  

Auf das Plangebiet wirken in der seit 

Jahrzehnten gewachsenen Sied-

lungslage gewerbe- und verkehrsbe-

dingte Emissionen aus unterschied-

lichen Richtungen ein, so dass ideal-

typische Wohngebietswerte hier 

nicht ohne Weiteres den Maßstab für 

die Beurteilung der Wohnverträglich-

keit im Sinne des BauGB bilden kön-

nen. Die siedlungsstrukturellen Ge-

gebenheiten sprechen in dieser vor-

geprägten Lage insgesamt dafür, 

dass für das geplante Wohngebiet 

immissionsbezogen ein mischge-

bietstypischer Entwicklungsspiel-

raum angemessen und vertretbar ist. 

In der Rechtsprechung ist allgemein 

anerkannt, dass bei Einhaltung von 

Mischgebietswerten „gesundes 

Wohnen“ gegeben ist. Unter Zugrun-

delegung dieses Schutzniveaus sind 

unter Berücksichtigung der Ergeb-

nisse der schalltechnischen Untersu-

chungen auch Festsetzungen zum 

Lärmschutz in den Bebauungsplan-

entwurf aufgenommen worden. Teil-

flächen, auf denen nicht mindestens 

mischgebietstypische Pegelwerte 

vorherrschen oder durch Schall-

schutzmaßnahmen sicher erreicht 

werden können, sind in die wohn-

baulich entwickelbaren Flächen nicht 
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Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

einbezogen worden. 

Die umliegenden Gewerbegebiete 

sind vollständig entwickelt, unterge-

ordnet vorhandene Reservefläche 

sind im plangebietsrelevanten Um-

feld nicht erkennbar. Schallgutach-

terlich berücksichtigt wurde im Sinne 

einer Worst-Case-Betrachtung der 

jeweilige planungsrechtlich ermög-

lichte Maximalspielraum. Einschrän-

kungen der Entwicklungsmöglichkei-

ten für die umliegenden Betriebe 

werden hierdurch in Verbindung mit 

der vorgegebenen Gebiets-/Nut-

zungsgliederung ausgeschlossen. 

Für die Gewerbeflächen gelten von 

der vorliegenden Planung unbenom-

men weiterhin die in den jeweiligen 

Bebauungsplänen festgesetzten 

Lärmkontingente, die als Maximal-

spielraum in den schalltechnischen 

Berechnungen zugrunde gelegt wor-

den sind (s. o.). Zur umfassenden 

Information wird ein ergänzender 

Hinweis zur Beachtung im Hinblick 

auf die gegebene und von den künf-

tigen Bewohnern im Sinne des 

Rücksichtnahmegebots hinzuneh-

mende Lärmvorbelastung in die 

Planunterlagen aufgenommen. 

Kenntnisse zu anderen gewerbege-

bietstypischen Emissionen, die für 

das Plangebiet eine Relevanz besit-

zen könnten, liegen bisher nicht vor.  

Eine mit den gewerblichen Nachbar-

schaften zu vereinbarende (wohn-

)verträgliche Nutzung im Planbereich 

kann insofern insgesamt realisiert 

werden.  

  Es wird sich für eine höhere Baudichte aus-

gesprochen, um eine flächensparende 

Siedlungsentwicklung zu ermöglichen. 

Der Anregung wird unter Berücksich-

tigung der gegebenen Bedarfslage 

gefolgt. Ziel ist die Entwicklung eines 

eigenständigen und attraktiven 

Wohngebiets, das sich in überschau-

bare Teilquartiere gliedert und mit 

vielfältigen Grünstrukturen und Frei-

zeitangeboten vernetzt wird. Um den 

gegenwärtig erheblichen Bedarf an 

Wohnraum decken zu können, ist 

das Plankonzept zum Entwurf auch 

hinsichtlich der Dichte überarbeitet 

und konkretisiert worden. Die im Er-

gebnis vorbereitete städtebauliche 

Dichte wird unter Berücksichtigung 

der hiermit verbundenen Auswirkun-
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Stellungnahme  

der Verwaltung 

gen als sachgerecht bewertet und 

unterstützt eine möglichst flächen-/ 

ressourcensparende Siedlungsent-

wicklung. 

   Zusammenfassend sind die Anre-

gungen und Hinweise in der Ent-

wurfsplanung vom Grundsatz her 

aufgegriffen worden. Auf Grundlage 

der zum Entwurf fortentwickelten 

Planung sollen die Planverfahren zur 

254. FNP-Änderung und zum Be-

bauungsplan Nr. III/O 14 fortgeführt 

werden. 

15 LWL-Archäologie 

für Westfalen, 

Schreiben vom 

08.01.2020 

Es wird mitgeteilt, dass das geplante Bau-

gebiet in einem archäologisch sensiblen 

Gebiet liegt. Keine 100 m westlich liegt ein 

Siedlungsplatz der frühen Eisenzeit unbe-

kannter Ausdehnung. Hinzu kommt die to-

pographisch günstige Lage für vorgeschicht-

liche Siedlungen mit dem Bezug zu Gewäs-

sern wie hier der Oldentruper Bach. Daher 

ist im Plangebiet von vermuteten Boden-

denkmälern auszugehen. 

Die LWL-Archäologie für Westfalen macht 

zur Auflage, dass bei Bodeneingriffen im 

Vorfeld der geplanten Maßnahme der Ober-

bodenabtrag im Beisein einer vom Veran-

lasser beauftragten archäologischen Fach-

firma durchgeführt wird.  

Für die Planungen ist zu beachten, dass 

einmal geöffnete Flächen nicht mehr mit 

Baufahrzeugen befahren werden dürfen, 

sofern dort archäologische Befunde aufge-

deckt wurden; letztere würden durch das 

Befahren zerstört und müssen demnach 

erst von der Fachfirma archäologisch aus-

gegraben bzw. untersucht werden. 

Die archäologische Fachfirma wird nach der 

Begleitung des jeweiligen Bodenabtrags auf 

den betroffenen Flächen das Ausmaß und 

die Erhaltung des vermuteten Bodendenk-

mals dokumentieren und – sollten weitere 

tieferreichende Bodeneingriffe nötig sein – 

die Flächen fachgerecht ausgraben. 

Zur Vermeidung unnötiger Bauzeitverzöge-

rungen wird empfohlen, den Oberbodenab-

trag sowie die aufgrund der erforderlichen 

Bautiefen ggf. nötige und in ihrem Umfang 

vorab nicht einzuschätzende Ausgrabung in 

Absprache mit der LWL-Archäologie für 

Westfalen frühzeitig vor Beginn der eigent-

lichen Baumaßnahme durchzuführen. 

 

Die Hinweise betreffen das Planver-

fahren zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 14. Sie werden zur Kenntnis 

genommen und beachtet.  

Entsprechende Untersuchungen 

werden im Rahmen der Umsetzung 

vor dem Beginn von Bau- und Ab-

rissmaßnahmen notwendig. Der 254. 

FNP-Änderung und der Erstaufstel-

lung des Bebauungsplans Nr. III/ 

O 14 entgegenstehende Belange lei-

ten sich hieraus nicht ab. Zur umfas-

senden Information wird ein Hinweis 

auf die archäologischen Untersu-

chungen in den Bebauungsplan und 

in die Begründung aufgenommen. 
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Stellungnahme  

der Verwaltung 

16 Heimatverein- und 

Geschichtsverein 

Heepen e. V., 

Schreiben vom 

13.01.2020 

Die Schaffung neuen Wohnraums sowie die 

Berücksichtigung des Hofs Obermeier für 

eine Kita werden begrüßt. 

Die Stellungnahme betrifft das Plan-

verfahren zum Bebauungsplan Nr. 

III/O 14. Die grundlegende Zustim-

mung zur geplanten Wohngebiets-

entwicklung wird zur Kenntnis ge-

nommen.  

 Leider ist die Lage als Wohngebiet nicht 

ganz optimal – sie wird durch eine viel be-

fahrene Umgehungsstraße begrenzt. Des-

halb erscheint der Lärmschutz eine wichtige 

Maßnahme zu sein. Vor allem der südliche 

Teil des Wohngebietes ist sehr belastet. Die 

Berechnungen ergaben eine erträgliche Be-

lastung – allerdings wird seitens des Hei-

matvereins die Meinung vertreten, dass bei 

einer krank machenden Lärmbelastung al-

les getan werden muss, um die Wohnenden 

zu schützen. Deshalb wird für eine Verstär-

kung des Lärmschutzes plädiert. 

Aus Sicht des Immissionsschutzes 

sind für das Plangebiet die einwir-

kenden Immissionen durch die um-

liegenden Gewerbenutzungen sowie 

durch den Verkehr auf den angren-

zenden Straßen von Bedeutung.  

Im BauGB ist gefordert, dass bei der 

Aufstellung von Bauleitplänen die all-

gemeinen Anforderungen an gesun-

de Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu 

berücksichtigen sind, ohne dass nor-

mative Grenzwerte zur Beurteilung 

dieser gesunden Wohn-/Arbeitsver-

hältnisse bisher definiert worden 

sind. Im Sinne einer geordneten 

städtebaulichen Entwicklung können 

und werden in diesem Zusammen-

hang für die städtebauliche Beurtei-

lung des Lärms lärmtechnische Re-

gelwerke als Orientierungshilfe her-

angezogen.  

Auf das Plangebiet wirken in der seit 

Jahrzehnten gewachsenen Sied-

lungslage gewerbe- und verkehrsbe-

dingte Emissionen aus unterschied-

lichen Richtungen ein, so dass ideal-

typische Wohngebietswerte hier 

nicht ohne Weiteres den Maßstab für 

die Beurteilung der Wohnverträglich-

keit im Sinne des BauGB bilden kön-

nen. Die siedlungsstrukturellen Ge-

gebenheiten sprechen in dieser vor-

geprägten Lage insgesamt dafür, 

dass für das geplante Wohngebiet 

immissionsbezogen ein mischge-

bietstypischer Entwicklungsspiel-

raum angemessen und vertretbar ist. 

In der Rechtsprechung ist allgemein 

anerkannt, dass bei Einhaltung von 

Mischgebietswerten „gesundes 

Wohnen“ gegeben ist. Unter Zugrun-

delegung dieses Schutzniveaus sind 

unter Berücksichtigung der Ergeb-

nisse der schalltechnischen Untersu-

chungen auch Festsetzungen zum 

Lärmschutz in den Bebauungsplan-

entwurf aufgenommen worden (hier 

v. a. zum Schutz der südlichen Teil-

bereiche). Teilflächen, auf denen 
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nicht mindestens mischgebietstypi-

sche Pegelwerte vorherrschen oder 

durch Schallschutzmaßnahmen si-

cher erreicht werden können, sind in 

die wohnbaulich entwickelbaren Flä-

chen nicht einbezogen worden.  

  Dazu wird das Erfordernis für Veränderun-

gen der Linienführung des ÖPNV gesehen. 

Es bestehen schon Buslinien, allerdings 

noch nicht optimal. Die Linie 369 fährt z. T. 

nur stündlich, die Linie 33 biegt vorher in 

die Lüneburger Straße ab. Diese Linie sollte 

bis zum Amerkamp verlängert werden. 

Denkbar ist auch eine Führung durch den 

Krähenwinkel. Dort darf es jedoch nicht da-

zu führen, dass ein „Schleichweg“ für den 

Individualverkehr die Anwohner belästigt. In 

der Lüneburger Straße ist dieses erfolgreich 

verhindert worden; vielleicht dient diese 

Lösung als Vorbild. 

Das Plangebiet ist durch mehrere 

Buslinien in das öffentliche Nah-

verkehrsnetz eingebunden; im fuß-

läufigen Umfeld liegen verschiedene 

Haltestellen, die im regelmäßigen 

Takt von Bussen des Regional- und 

Stadtverkehrs bedient werden. Die 

Erreichbarkeit der umliegenden Bus-

haltestellen ist über das bestehende 

Fuß-, Radwege- und Straßennetz 

sichergestellt.  

Ergänzend ist im Zuge des Verfah-

rens eine Erschließung des Gebiets 

mit einer zusätzlichen Bushaltestelle 

durch das vorliegend betroffene 

Nahverkehrsunternehmen geprüft 

worden. Die Optionen umfassten 

grundsätzlich sowohl Möglichkeiten 

der Verschwenkung von im Umfeld 

bereits vorhandenen Linien mit einer 

Führung über die Hillegosser Straße 

als auch die Möglichkeiten, eine er-

gänzende Buslinie (z. B. zwischen 

Heepen und Stieghorst/Sieker) zu 

etablieren. Alle Varianten berück-

sichtigen dabei eine neue Haltestelle 

in Höhe der Einmündung der Straße 

Krähenwinkel auf die Hillegosser 

Straße, eine weitergehende Führung 

durch das neue Wohngebiet wird 

eher nicht gesehen. Diesbezügliche 

Detailprüfungen stehen noch aus, im 

Bebauungsplan können dazu keine 

weiteren Regelungen getroffen wer-

den. Die grundlegende Umsetzbar-

keit einer zusätzlichen Haltestelle in 

Höhe der Einmündung Krähenwinkel 

auf Grundlage der Festsetzungen 

des Bebauungsplans ist aber durch 

einen Fachplaner vorgeprüft und be-

stätigt worden.  

  Favorisiert wird die Planungsvariante 2. 

Dort erscheinen die Ausrichtung der Häuser 

und v. a. der Gärten nach Süden besser be-

rücksichtigt worden zu sein. 

Ziel ist die Entwicklung eines eigen-

ständigen und attraktiven Wohnge-

biets, das sich in überschaubare 

Teilquartiere gliedert und mit vielfäl-

tigen Grünstrukturen und Freizeit-

angeboten vernetzt wird. Das der 

Entwurfsplanung zugrundeliegende 

Plankonzept ist hierfür unter Berück-
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der Verwaltung 

sichtigung der Ergebnisse aus der 

frühzeitigen Beteiligung sowie der 

Empfehlungen des Beirats für Stadt-

gestaltung stetig fortentwickelt und 

unter Einbindung der betroffenen 

Fachbehörden, städtischen Fachäm-

ter und der begleitenden Fachbüros 

an die jeweiligen Erfordernisse an-

gepasst worden. 

Um den gegenwärtig erheblichen 

Bedarf an Wohnraum decken zu 

können, soll daher ein vielfältiges 

Wohnraumangebot in Mehrfamilien-, 

Reihen-, Ketten-, Doppel- und Ein-

familienhäusern für die unterschied-

lichen Bedürfnisse der Wohnungs-

suchenden und Bauwilligen ermög-

licht werden. Der Schwerpunkt liegt 

entsprechend den Planungszielen 

und dem sehr großen Wohnraum-

bedarf bei dichteren Strukturen. Die-

se werden fokussiert zwischen der 

Haupterschließung Hillegosser Stra-

ße und einer grünen Stadtachse an-

geordnet. Zum angrenzenden Frei-

raum nimmt die Dichte zur Sicher-

stellung eines qualitätvollen Über-

gangs ab. Im Bebauungsplan wer-

den die überbaubaren Flächen i. W. 

so festgesetzt, dass entsprechende 

Spielräume für die Anordnung und 

Ausrichtung der Gebäude offen ge-

halten werden. 

  Das Interesse des Heimatvereins gilt dem 

historischen Häuserbestand und dessen 

Erhaltung. Erfreut wurde zur Kenntnis ge-

nommen, dass der historische Hof Ober-

meier erhalten bleibt und einer neuen Nut-

zung zugeführt wird. Er steht nicht unter 

Denkmalsschutz, allerdings ist das alte 

Fachwerkbau-Ensemble auf jeden Fall er-

haltenswert; gewünscht wird eine Renovie-

rung, die die alte Ansicht vollständig erhält. 

Die ursprüngliche Einschätzung, die 

ehemalige Hofstelle Obermeyer aus 

städtebaulichen und landschaftspfle-

gerischen Aspekten als Hofanlage 

zu erhalten und ggf. als Ensemble 

im Bereich einer erforderlichen KITA 

zu entwickeln, kann nicht aufrecht-

erhalten werden. Das Wohn- und 

Wirtschaftsgebäude sowie die ver-

schiedenen Nebengebäude stam-

men aus unterschiedlichen Zeiten 

und sind in ihrer baulichen Substanz 

stark beeinträchtigt. Merkmale für 

eine denkmalgeschützte Erhaltung 

haben sich nicht ergeben bzw. 

mussten nach eingehenden Analy-

sen revidiert werden. Andere Bau-

ten, z. B. die Wassermühle, sind 

nicht mehr existent. Dennoch sollen 

Bestandteile, wie z. B. Inschriftbal-

ken, in ihrer Art erhalten bleiben und 

sofern möglich im Plangebiet inte-
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Stellungnahme  
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griert werden. 

Mit Blick auf einen möglichen Erhalt 

der Hofstelle hat die BBVG ein Sa-

nierungsgutachten in Auftrag gege-

ben, das das als Wohnhaus dienen-

de zweigeschossige Bruchsteinge-

bäude ohne das angebaute Wirt-

schaftsgebäude analysiert und be-

wertet hat. Das im Jahr 2020 erstell-

te Gutachten kommt auf Basis der 

damaligen Kostenschätzung zu dem 

Ergebnis, dass eine wirtschaftliche 

Sanierung nicht möglich ist. 

Daraufhin geführte Verhandlungen 

mit anderen Interessenten für einen 

Erhalt des Wohn- und Wirtschaftsge-

bäudes bestätigten dieses Ergebnis. 

  Darüber hinaus wird darum gebeten, die 

Dachform der Häuser den OWL-üblichen 

Satteldächern anzupassen. 

Das Plangebiet liegt in einem Sied-

lungsbereich, in dem als Dachform 

insbesondere das mit Satteldächern 

unterschiedlichster Neigungen 

umgesetzt worden ist. Ergänzend 

sind entlang der August-Fuhrmann-

Straße sowie im Bereich des Wohn-

gebiets Lüneburger Straße insbe-

sondere im Mehrfamilienhaus- und 

Geschosswohnungsbau Gebäude 

mit Flachdächern errichtet worden.  

Mit der vorliegenden Planung soll 

der Siedlungsbereich um ein eigen-

ständiges und attraktives Wohnge-

biet ergänzt werden. Zur Gewähr-

leistung einer einheitlichen ergän-

zenden Siedlungsentwicklung sowie 

mit Blick auf die notwendige Dichte 

sollen dabei moderne Bauformen 

und kompaktere Gebäudeeinheiten 

mit Flachdach umgesetzt werden 

können. Diese Dachform erlaubt im 

Vergleich zum Satteldach u. a. auch 

einen größeren Spielraum mit Blick 

auf die Umsetzbarkeit von Gründä-

chern und Solaranlagen. Insofern 

soll der Stellungnahme zu diesem 

Punkt nicht gefolgt werden. Im Be-

reich der Gemeinbedarfsfläche wird 

angesichts der in Teilen angestreb-

ten Sicherung bestehender Bausub-

stanz der ehemaligen Hofstelle (s. 

o.) ergänzend das Satteldach zuge-

lassen. 

   Zusammenfassend werden die in-

haltlichen Anregungen in Bezug auf 

den Bebauungsplan im Entwurfsplan 

wie dargelegt aufgegriffen. Das 
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Planverfahren soll auf Grundlage der 

zum Entwurf fortentwickelten Pla-

nung fortgeführt werden. 

 
 
Von den folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden keine Bedenken oder 
Hinweise vorgetragen: 
 

17 - Landesbetrieb Straßenbau NRW, Schreiben vom 10.12.2019 

18 - Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion K/KK 34 KP/O (ohne Stellungnahme) 

19 - Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion Verkehr/Führungsstelle (ohne Stellungnahme) 

20 - Bezirksregierung Detmold/Dez. 33 B, Schreiben vom 12.12.2019 

21 - BVO Busverkehr Ostwestfalen GmbH (ohne Stellungnahme) 

22 - Westnetz GmbH, Regionalzentrum Münster (ohne Stellungnahme) 

23 - Gasunie Deutschland Services GmbH, Schreiben vom 05.12.2019 

24 - Avacon AG, Schreiben vom 02.12.2019 

25 - TenneT TSO GmbH (ohne Stellungnahme) 

26 - Amprion GmbH, Schreiben vom 02.12.2019 

27 - Handwerkskammer (ohne Stellungnahme) 

28 - LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen (ohne Stellungnahme) 

29 - Landesbüro der Naturschutzverbände NRW (ohne Stellungnahme) 
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3. Ergebnis der Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der städtischen 
Fachämter 

 zu den Vorentwürfen der 254. FNP-Änderung und des Bebauungsplans Nr. III/O 14 
 

Nach Auswertung der Äußerungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und 
der Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung wurde der Entwurf des Bebauungsplans 
erarbeitet. Die im Rahmen des Verfahrens vorgebrachten Anregungen wurden, soweit 
städtebaulich vertretbar, in der vorliegenden Planung wie vorliegend unter den Punkten 1./2. 
dargelegt berücksichtigt.  
 
Darüber hinaus wurden die Anregungen und Hinweise der städtischen Fachämter unter 
städtebaulichen Gesichtspunkten ausgewertet und im Zuge der schrittweisen Ausarbeitung 
des städtebaulichen Konzepts weiter abgestimmt.  
 
Die beiden zum Vorentwurf im Sinne eines Grobkonzepts vorgelegten Varianten sind zum 
Entwurf umfassend vertieft und zu einem städtebaulichen Konzept weiterentwickelt worden. 
Auf dieser Grundlage wurden Nutzungsplan und textliche Festsetzungen erstmals ausgear-
beitet sowie der Begründung und dem Umweltbericht zugrunde gelegt. 
 


